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Arbeits- und Sozialrecht: 
Rückblick 2024, Ausblick 2025

Exklusiv-Report von Olaf Deinert und Michael Kittner

I. Einführung
Entgegen vielfältiger Behauptungen hat sich die Politik kei-
neswegs als handlungsunfähig erwiesen, jedenfalls nicht 
im Arbeits- und Sozialrecht, obwohl die rechtspolitische 
Bewertung der Ergebnisse durchaus je nach Standpunkt 
unterschiedlich ausfallen kann. So wurden etwa die Rege-
lungen zur Betriebsratsvergütung auf den Weg gebracht 
(s.u. 1). Von europäischer Seite ist die KI-Verordnung beige-
steuert worden (s.u. 5). Einen ganzen Strauß kleinerer Än-
derungen brachte das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz 
(s.u. 3). Nach dem aber dann doch recht abrupten Ende der 
so genannten »Ampelkoalition« im November 2024 konnte 
eine Reihe bereits auf den Weg gebrachter Vorhaben nicht 

mehr realisiert werden. Für die rechtspolitische Diskussion 
bleiben sie gleichwohl relevant – wichtig scheint auch, was 
gerade nicht realisiert werden konnte (s.u. IV 2). 
So schlecht wie »gefühlt« fällt die Bilanz der »Ampel« gar 
nicht aus.1 Von den großen Projekten wurden immerhin die 
Mindestlohnerhöhung und das Bürgergeld verwirklicht. Die 
Rentenreform ist aber ausgeblieben. Aus (Außenseiter-)Ar-
beitgebersicht erfreulich ist sicher auch das Scheitern der 
Tariftreuegesetzgebung und das erneute Ausbleiben einer 
Reform des Befristungsrechts. Erfreulich für beide Seiten 
ist hingegen, dass es noch gelungen ist, die Betriebsrats-
vergütung einer Neuregelung zuzuführen.

1  Zu einer Bilanz Deinert/Kittner, erscheint in: RdA 1/2025

Hier erfahren Sie mehr 
– über die Gesetzesänderungen im Jahr 2024 
– die Entwicklungslinien in der Rechtsprechung 2024 
– über Gesetzesvorhaben 2025

Zum Erscheinen der neuen, 50. Auflage der 
»Arbeits- und Sozialordnung« präsentieren 
Michael Kittner und Olaf Deinert hier einen 

Überblick über die darin enthaltenen Neue-
rungen in Rechtsprechung und Gesetzgebung 

(Stand: 1.1.2025) und geben einen Ausblick 
auf die laufenden Gesetzgebungsvorhaben.

Dr. Olaf Deinert, Professor für 
Bürgerliches Recht, Arbeits- und 
Sozialrecht an der Universität 
Göttingen. Ehrenamtlicher Richter 
am Bundesarbeitsgericht.

Dr. Michael Kittner, Professor 
em. für Wirtschafts-, Arbeits- und 
Sozialrecht an der Universität 
Kassel. Langjähriger Justitiar der 
IG Metall.

Alle Verweise im nachfolgenden Text 
beziehen sich auf die 50. Auflage 2025 
der »Arbeits- und Sozialordnung«.
Verweise auf die im Jahr 2021 neu er-
schienene »Europäische Arbeits- und 
Sozialordnung« von Olaf Deinert und 
Jürgen Treber werden durch die Be-
zeichnung »Europäische Arbeits- und 
Sozialordnung« kenntlich gemacht.

Näheres | Ganz aktuell



4 Exklusiv-Report © 2025 Bund-Verlag GmbH, Frankfurt am Main

Exklusiv

II. Neue gesetzliche Regelungen

1. Betriebsratsvergütungen
Ausgelöst durch eine Entscheidung des BGH2 zur möglichen 
Strafbarkeit wegen Untreue von Unternehmensvertretern 
nach § 266 StGB durch Gewährung zu hoher Vergütungen 
für Betriebsratsmitglieder war es in der Praxis zu erheblicher 
Verunsicherung gekommen, weil zahlreiche Unternehmen 
nachträglich die Vergütungen der Betriebsratsmitglieder re-
duziert hatten. Auf der Grundlage der Vorarbeiten einer Kom-
mission »Rechtssicherheit in der Betriebsratsvergütung«3 
wurde im Juli 2024 das Zweite Gesetz zur Änderung des Be-
triebsverfassungsgesetzes4 verabschiedet. Das Gesetz hält 
an dem dem § 37 BetrVG zugrundeliegenden Lohnausfall-
prinzip fest und führt nur zu ein paar Ergänzungen und Kor-
rekturen: Hinsichtlich der Frage, welche Arbeitnehmer mit 
Blick auf die betriebsübliche Entwicklung vergleichbar sind, 
kommt es regelmäßig auf den Zeitpunkt der Amtsübernahme 
an. Die vergleichbaren Arbeitnehmer können durch Betriebs-
vereinbarung bestimmt werden. Die Konkretisierung der Ver-
gleichbarkeit und der Vergleichspersonen durch Arbeitgeber 
und Betriebsrat ist gerichtlich nur auf grobe Fehlerhaftigkeit 
überprüfbar. Schließlich ist eine Verletzung des Bevorzu-
gungs- und Benachteiligungsverbots nach § 78 Satz 2 Be-
trVG ausgeschlossen, wenn das Betriebsratsmitglied die be-
trieblichen Anforderungen und Kriterien für die Vergütung, 
die es erhält, erfüllt und die Festlegung nicht ermessensfeh-
lerhaft erfolgt ist.

2. Elterngeldrecht
Durch das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz (s.u. 3) wurden 
beim Elterngeld verschiedene Regelungen in Bezug auf Leis-
tungsvoraussetzungen und -umfang geändert. Außerdem 
wurde die Schriftform durch die Textform (§ 126b BGB) für 
die Geltendmachung des Anspruchs auf Elternteilzeit ersetzt.
Die Einkommenshöchstgrenze wurde einheitlich auf 
175.000 € im Haushaltsfinanzierungsgesetz festgesetzt.5 Zu-
gleich wurde der ausnahmsweise gleichzeitige Bezug von Ba-
siselterngeld durch beide Eltern in § 4 Abs. 6 BEEG geregelt.

2  BGH 10.1.2023 – 6 StR 132/22, NZA 2023, 301.
3  Schlegel/Schmidt/Thüsing, NZA 2023, 1303 ff.
4  V. 19.7.2024, BGBl. I Nr. 248; dazu Bayreuther, NZA 2024, 946 ff.; Dzida/

Castrup, BB 2024, 1844; Giesen, NJW 2024, 2281 ff.; Arnold, BB 2024, 1973 ff.; 
Grimm/Krülls, BB 2024, 1780; Kleinebrink, DB 2024, 1883 ff.; Entwurf: BR-Drs. 
564/23; dazu Klebe, AiB 12/2023, 19 ff.; Jacobs, BB 2024, 117 ff.; Stoffels, BB 
2024, 1204 ff.

5  V. 27.3.2024, BGBl. I Nr. 107.

3. Viertes Bürokratieentlastungsgesetz 
Das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz6 brachte noch eine 
Reihe von Änderungen in Formvorschriften, die auch das Ar-
beitsrecht betrafen und von denen hier nur die wohl wich-
tigsten genannt werden.
Bei beiderseitigem Einverständnis kann das Arbeitszeugnis 
nach §§ 630 Satz 3 BGB, 109 Abs. 3 GewO künftig in elekt-
ronischer Form (§ 126a BGB) erstellt werden.
Sehr versteckt ist eine weitgehende Abschaffung der ab-
strakten Gefährdungsbeurteilung im Mutterschutzrecht 
nach § 10 Abs. 1 MuSchG. Nach einer neuen Ergänzung 
soll diese entbehrlich sein, wenn nach einer Regel oder Er-
kenntnis des Mutterschutzausschusses eine schwangere 
oder stillende Frau eine Tätigkeit nicht ausüben oder be-
stimmten Arbeitsbedingungen nicht ausgesetzt werden 
darf.
Der Nachweis der wesentlichen Arbeitsbedingungen nach 
dem NachwG ist künftig in Textform (§ 126b BGB) – und 
nicht mehr zwingend in Schriftform – zulässig. Ausgenom-
men davon sind Branchen des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes. Auch können Arbeitnehmer den Nach-
weis in Schriftform weiterhin verlangen. Der Nachweis 
kann durch einen in elektronischer Form geschlossenen 
Arbeitsvertrag ersetzt werden, der dem Arbeitnehmer in 
ausdruckbarer Form übermittelt wurde. Ansprüche des Ar-
beitnehmers auf Erteilung eines schriftlichen Nachweises 
beginnen erst mit Schluss des Jahres zu verjähren, in dem 
das Arbeitsverhältnis endet.
Die Aushangpflicht maßgeblicher Arbeitszeitvorschriften 
nach § 16 Abs. 1 ArbZG kann dadurch erfüllt werden, dass 
die Information über betriebsübliche Informations- und 
Kommunikationstechnik elektronisch zur Verfügung ge-
stellt wird.
Dasselbe gilt für die Aushangpflicht nach § 47 JArbSchG. 
Außerdem wird das Schriftformgebot im JArbSchG weitest-
gehend durch die Textform ersetzt.
Ein Arbeitnehmerüberlassungsvertrag kann künftig in Text-
form geschlossen werden gemäß § 12 Abs. 1 AÜG.
Ferner kann die Pflegezeit nach § 3 PflegeZG nunmehr auch 
in Textform beansprucht werden. Dasselbe gilt für die An-
kündigung einer Familienpflegezeit gemäß §  2a FPfZG, 
ebenso für die Inanspruchnahme einer weiteren Freistel-
lung nach § 3 PflegeZG.
Auch eine Altersgrenze kann künftig in Textform vereinbart 
werden gemäß § 41 Abs. 2 SGB VI.
Versicherte haben Anspruch auf Übermittlung der Anzeige 
des Versicherungsfall nach § 193 SGB VII in barrierefreiem 
Format.
Zur Änderung des BEEG s.o. 2.

6  V. 23.11.2024, BGBl. I Nr. 323; dazu Düwell, BB 24, 2996 ff.. 

Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) finden Sie in der 
aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 12.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) finden 
Sie in der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 
16. Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) hat die Nr. 14.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung



Exklusiv-Report © 2025 Bund-Verlag GmbH, Frankfurt am Main 5

Exklusiv Arbeits- und Sozialrecht: Rückblick 2024, Ausblick 2025

4. Digitalisierung der Justiz
Zwei Regelungen zur Digitalisierung der Justiz sind 
bedeutsam:7

So wurde die Möglichkeit des Einsatzes von Videokonferenz-
technik im Verfahren in allen drei Instanzen mit der Rege-
lung des § 50a ArbGG über die Videoverhandlung, auf den 
in §§ 64 Abs. 7, 72 Abs. 6 ArbGG verwiesen wird, eingeführt.8

Das Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Justiz9 brachte 
u.a. in §  46h ArbGG die Möglichkeit, in elektronischen 
Schriftsätzen formwirksame Willenserklärungen abzuge-
ben. Das ermöglicht insbesondere die sog. Schriftsatzkün-
digung, mit der ein Arbeitsverhältnis in einem Schriftsatz 
an das Gericht gekündigt werden kann.

5. KI-Verordnung
Die europäische KI-Verordnung 2024/168910 wird im We-
sentlichen erst ab 2. August 2026 gelten. Sie verfolgt einen 
risikobasierten Ansatz. Danach sind KI-Systeme grundsätz-
lich zulässig. Dazu gibt es Einschränkungen. Systeme mit 
einem unannehmbaren Risiko sind unzulässig, und zwar 
bereits ab 2.8.2025. Hochrisikosysteme unterliegen stren-
gen Anforderungen. Dazu gehören Risikominderungsvor-
gaben und Transparenzpflichten. Als Hochrisikosysteme 
können beispielsweise Systeme künstlicher Intelligenz zur 
Emotionserkennung am Arbeitsplatz angesehen werden. 
Alle anderen KI-System (»minimales Risiko«) sind hinge-
gen zulässig.
An der Verordnung wird insbesondere kritisch gesehen, 
dass die Unternehmen weitreichende Selbsteinschät-
zungsmöglichkeiten haben. Problematisch ist zudem, dass 
die Möglichkeiten der Mitgliedstaaten für einen weiterge-
henden Arbeitnehmerschutz durch die Verordnung einge-
schränkt werden. Ein deutsches Umsetzungsgesetz war 

7  Dazu Düwell, NZA 2024, 1169 ff.
8  Gesetz zur Förderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zivilge-

richtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten v. 15.7.2024, BGBl. I Nr. 237. Dazu 
Francken/Natter/Rieker, NZA 2024, 937 ff.

9  V. 12.7.2024, BGBl. I Nr. 234.
10  V. 13.6.2024, ABl. L. v. 12.7.2024; zur Bedeutung für das Arbeitsrecht Däubler, 

SR 2024, 110 ff.; Frank/Heine, NZA 2024, 433 ff.; Günther/Gerigk/Berger, NZA 
2024, 234 ff.

nach Angaben der Bundesregierung für das erste Quartal 
2025 angestrebt,11 hat sich aber durch das »Ampel-Aus« 
erledigt. Der DGB hat am 30. September 2024 ein Diskus-
sionspapier »Für die Nutzung Künstlicher Intelligenz in der 
Arbeitswelt« vorgelegt.

6. Berufsbildung
Das Berufsbildungsvalidierungs- und -digitalisierungsge-
setz brachte verwaltungstechnische Regelungen zur Digita-
lisierung, etwa mit § 11 Abs. 2 BBiG über die Aushändigung 
bzw. Übermittlung der Vertragsabfassung. Ferner enthält es 
ergänzende Regelungen zur sog. Validierung nach §§ 50b ff. 
BBiG, d.h., zur anschlussfähigen Feststellung und Beschei-
nigung individueller beruflicher Handlungsfähigkeit am 
Maßstab anerkannter Ausbildungsberufe. Ermöglicht wird 
die digitale mobile Ausbildung nach § 28 Abs. 2 BBiG.12 Den 
Prüfenden wird die digitale Teilnahme an Prüfungen nach 
§ 42a BBiG ermöglicht. Klargestellt hat der Gesetzgeber nun-
mehr, dass Wegezeiten zur Berufsschule, Zeiten für Prüfun-
gen und außerbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen nach 
§§ 9 Abs. 2 Nr. 3, 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 JArbSchG auf die ge-
setzliche Höchstarbeitszeit anzurechnen sind.

7. Arbeitsförderung 
Die Freibeträge für Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbil-
dungsgeld wurden im Zuge des 29. BAföG-Änderungsge-
setzes parallel zum BAföG angehoben.13

Außerdem wurde die Bezugsdauer durch Verordnung auf 
bis zu 24 Monate, befristet bis Ende 2025 verlängert.14

8. Bürgergeld
Der Bürgergeld-Bonus, der erst mit dem Bürgergeldgesetz15 
eingeführt worden war und eine monatliche Bonuszahlung 
u.a. für berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen vorsah, 
wurde im Zuge des Zweiten Haushaltsfinanzierungsgeset-
zes 2024 wieder gestrichen.16 Zugleich wurde – befristet 

11  BT-Drs. 20/12948
12  Dazu Pepping/Günther, NZA 2024, 1241 ff.
13  V. 19.7.2024, BGBl. I Nr. 249.
14  3. KugBeV v. 20.12.2024, BGBl. I Nr. 432.
15  V. 16.12.2022, BGBl. I 2328.
16  V. 27.3.2024, BGBl. I Nr. 107; dazu Ulber, NZA 2024, 841 ff.

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) finden Sie in der aktu-
ellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 14. Das Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) hat die Nr. 4, das 
Arbeitszeitgesetz (ArbZG) die Nr. 8, die Gewerbeordnung 
(GewO) die Nr. 19, das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArb-
SchG) die Nr. 24, das Mutterschutzgesetz (MuSchG) die Nr. 
28, das Nachweisgesetz (NachwG) die Nr. 29, das Sozialge-
setzbuch VII (SGB VII) die Nr. 30 VII, das Pflegezeitgesetz 
(PflegeZG) die Nr. 30 XIa und das Familienpflegezeitgesetz 
(FPfZG) die Nr. 30 XIb.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) finden Sie in der aktuel-
len »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 5. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Wegen ihrer hinausgeschobenen Geltung werden Auszüge 
der KI-Verordnung erst in den künftigten Ausgaben der »Ar-
beits- und Sozialordnung« abgedruckt. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) hat in der aktuellen »Ar-
beits- und Sozialordnung« die Nr. 10, das Jugendarbeits-
schutzgesetz (JArbSchG) die Nr. 24. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Sozialgesetzbuch III (SGB III) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 III. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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bis 27.3.2026 – die Möglichkeit eingeführt, Leistungen voll-
ständig bis zu zwei Monate zu kürzen, wenn wiederholt wil-
lentlich Arbeit abgelehnt wurde.

9. Weiteres
Der gesetzliche Mindestlohn ist mit Wirkung ab 1.1.2024 
auf 12,82 € angehoben worden.17 Entsprechend wurden die 
Beträge der Mindestlohndokumentationspflichtenverord-
nung angepasst.18

Die Mindestausbildungsvergütungen sind ebenfalls mit 
Wirkung ab 1.1.2025 gestiegen:19

1. Lehrjahr: 682 €
2. Lehrjahr: 805 €
3. Lehrjahr: 921 €
4. Lehrjahr: 955 €

Die Höhe der Ausgleichsabgabe nach § 160 SGB IX für Ar-
beitgeber, die ihrer Pflicht zur Beschäftigung schwerbehin-
derter Menschen nicht oder nicht ausreichend nachkom-
men, ist nach dem gesetzlichen Mechanismus gestiegen 
und im Bundesanzeiger bekannt gegeben worden.20 So 
steigt der niedrigste Satz der Ausgleichsabgabe von 140 
auf 155 €, der höchste Satz (für Arbeitgeber, die ihrer Pflicht 
überhaupt nicht nachkommen) auf 815 €.

Der Beitragssatz zur gesetzlichen Pflegeversicherung 
wurde durch Verordnung von 3,4 % auf 3,6 % angehoben.21

17  Verordnung v. 24.11.2023, BGBl. I Nr. 321.
18  Art. 2 der Verordnung v. 15.12.2023, BGBl. I Nr. 372.
19  Bekanntmachung v. 8.10.2024, BGBl. I Nr. 305.
20  Bekanntmachung v. 2.12.2024, BAnz AT 11.12.2024 B2.
21  Pflege-Beitragssatz-Anpassungsverordnung 2025 v. 20.12.2024, BGBl. I Nr. 

446.

Die gesetzlich vorgesehene Regelbedarfsstufenfortschrei-
bung für Bürgergeld und Sozialhilfe ist durch Verordnung 
v. 23.10.2024 erfolgt.22 Die Regelbedarfe nach dem SGB II 
und dem SGB XII sind danach unverändert geblieben. Die 
Regelbedarfsstufe I (für alleinstehende Volljährige) bleibt 
damit unverändert bei 536 €.

Die Pfändungsfreigrenzen nach der ZPO sind gestiegen.23 
Seit 1.7.2024 beträgt der monatliche Pfändungsfreibetrag 
1491,75 €.

Im Rahmen des Rückführungsverbesserungsgesetzes24, 
das überwiegend ausländerrechtliche Regelungen zur Auf-
enthaltsbeendigung betrifft, wurde in § 60a Abs. 5a Auf-
enthG eine Regelung erlassen, die die Ausländerbeschäf-
tigung betrifft. Danach kann eine Erwerbstätigkeit mit 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit im Falle einer 
Duldung, bei der der Ausländer also nicht abgeschoben 
wird, erlaubt werden.

Das Digitalgesetz25 hat Regelungen zur elektronischen Pati-
entenakte, zum E-Rezept, zu digitalen Gesundheitsanwen-
dungen und Videosprechstunden ausgebaut. Auch die me-
dizinischen Leistungserbringer der Heilbehandlung in der 
Unfallversicherung müssen künftig an die digitale Vernet-
zung im Gesundheitswesen (»Telematikinfrastruktur«) an-
geschlossen sein.
Das Gesetz zur verbesserten Nutzung von Gesundheitsda-
ten26 brachte eine Regelung zur datengestützten Erkennung 
individueller Gesundheitsrisiken.

22  RBSFV 2025 v. 23.10.2024, BGBl. I Nr. 312.
23  Pfändungsfreigrenzenbekanntmachung 2024 v. 10.5.2024, BGBl. I Nr. 160.
24  V. 21.2.2024, BGBl. I Nr. 54.
25  V. 22.3.2024, BGBl. I Nr. 101. 
26  V. 22.3.2024, BGBl. I Nr. 102.

Das Sozialgesetzbuch II (SGB II) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 II. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Mindestlohngesetz (MiLoG) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 31b, die Mindest-
lohndokumentationspflichtenverordnung (MiLoDokV) in Fn. 
2 zu § 16 MiLoG unter Nr. 31b.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 10. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 IX. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Sozialgesetzbuch XI (SGB XI) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 XI. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Sozialgesetzbuch II (SGB II) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 II. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Auszüge aus der Zivilprozessordnung (ZPO) finden Sie in 
der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 35. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) hat in der aktuellen »Ar-
beits- und Sozialordnung« die Nr. 9. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Die neuen Regelungen befinden sich überwiegend im SGB 
V, das in der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter 
Nr. 30 V abgedruckt ist. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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III. Entwicklungslinien der Rechtsprechung

Wie auch in den Vorjahren hat die im Jahr 2024 veröffent-
lichte Rechtsprechung das Arbeits- und Sozialrecht in we-
sentlichen Bereichen weiterentwickelt. Besonders ereig-
nisreich waren das Gleichbehandlungsrecht (s.u. 3), das 
Datenschutzrecht (s.u. 4), die Entgeltfortzahlung bei Krank-
heit (s.u. 6), das Kündigungsrecht (s.u. 11), das Betriebsüber-
gangsrecht (s.u. 12) und die Betriebsverfassung (s.u. 14).

1. Arbeitsvertragsrecht
Weisungen für die Arbeitszeit am Folgetag muss ein Arbeit-
nehmer auch in der Freizeit am Vortag zur Kenntnis neh-
men. Das hat das BAG für den Fall entschieden, dass ein 
Arbeitnehmer auf dem üblichen Weg per SMS zur Arbeit 
für den nächsten Tag beordert wurde.27 Das bedeutet auch 
einen Dämpfer für Forderungen der Gewerkschaften nach 
einem effektiven Schutz gegen Rund-um-die-Uhr-Erreich-
barkeit der Arbeitnehmer durch Telemedien.
Aus dem Arbeitsvertrag in Verbindung mit den grundrecht-
lichen Wertentscheidungen der Art. 1 Abs. 1 und 2 Abs. 1 GG 
folgt der allgemein anerkannte Beschäftigungsanspruch 
im Arbeitsverhältnis. Dies hat das BAG für einen Profi-Eis-
hockeyspieler bestätigt.28 Ein Mannschaftssportler hat An-
spruch insbesondere auf Teilnahme am Mannschaftstrai-
ning. Grundsätzlich kann die Verletzung dieses Anspruchs 
einen Schadensersatzanspruch begründen. Dazu muss der 
Arbeitnehmer aber den Eintritt eines Schadens nach §§ 249 
ff. BGB darlegen und im Streitfall beweisen.
Eine Klausel, die für eine zielabhängige Vergütung eine 
Zielvereinbarung vorsieht, dem Arbeitgeber aber hilfs-
weise das Recht einräumt, die Ziele einseitig festzulegen, 
ist beim BAG an einer AGB-Kontrolle gescheitert, weil dies 
dem Arbeitgeber die Möglichkeit eröffnet, Zielverhandlun-
gen letztlich zu hintertreiben.29 In der Folge hat das Ge-
richt klargestellt, dass der Arbeitnehmer einen Schadens-
ersatzanspruch nach § 280 Abs. 1 BGB haben kann, wenn 
es nicht zu einer Zielvereinbarung kommt. Dieser ist nur 
ausgeschlossen, wenn der Arbeitgeber die von ihm unter-
breiteten Vorschläge für eine Zielvereinbarung ernsthaft zur 
Disposition gestellt hat und er darlegen kann, dass die Ver-
handlungen aus einem von ihm nicht zu vertretenden Grund 
gescheitert sind.
Während Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) im 
Wege der Inhaltskotrolle auf ihre Angemessenheit über-
prüft werden können (vgl. § 307 Abs. 1 BGB), ist dies für Be-
triebsvereinbarungen und Tarifverträge nach § 310 Abs. 4 
Satz 1 BGB ausgeschlossen. Davon sind die im Wege des 
sog. Dritten Weges der Kirchen zustande gekommenen Ar-
beitsvertragsrichtlinien, die vertraglich in den Arbeitsver-
trag einbezogen werden, nicht erfasst. Die Rechtsprechung 

27  BAG 23.8.2023 – 5 AZR 349/22, NZA 2023, 1607.
28  BAG 29.2.2024 - 8 AZR 359/22, NZA 2024, 616.
29  BAG 3.7.2024 – 10 AZR 171/23, NZA 2024, 1415.

möchte im Hinblick auf das kirchliche Selbstbestimmungs-
recht gleichwohl einen großzügigen Maßstab anlegen und 
überprüft solche Richtlinien nur auf ihre Vereinbarkeit mit 
höherrangigem Recht und den guten Sitten.30

Im Hinblick auf die Einschränkung der Privatautonomie des 
öffentlichen Dienstherrn durch den grundrechtlich garan-
tierten Zugang zu öffentlichen Ämtern nach Art. 33 Abs. 2 
GG hat das BAG eine wichtige Einschränkung formuliert. 
Zur berechtigten Festlegung des Anforderungsprofils durch 
den Dienstherrn gehört auch die Bestimmung, ob von Be-
fristungsmöglichkeiten Gebrauch gemacht werden soll.31 
Infolgedessen ist der Zugang für Bewerber eingeschränkt, 
in deren Person eine maßgebliche Befristungsmöglichkeit 
nicht gegeben ist. 
Außerdem soll der Dienstherr jüngere Bewerber vorziehen 
dürfen gegenüber älteren Bewerbern, die bereits einmal 
wegen Erreichens der Altersgrenze aus dem öffentlichen 
Dienst ausgeschieden sind.32

2. Internationales Arbeitsvertragsrecht
Zur Bestimmung des auf einen Arbeitsvertrag anwend-
baren Rechts greift zunächst der Vorrang der Rechtswahl 
gemäß Art. 3, 8 Rom I-VO. Allerdings darf die Rechtswahl 
nicht dazu führen, dass dem Arbeitnehmer der Schutz ent-
zogen wird, der ihm nach den zwingenden Bestimmungen 
des Rechts zusteht, das ohne eine Rechtswahl anwendbar 
wäre, was nach Art. 8 Abs. 2 Rom I-Verordnung regelmäßig 
das Recht am Ort der gewöhnlichen Arbeitsleistung ist. Zu 
den insoweit zwingenden Rechtsvorschriften zählt das BAG 
auch die Bestimmungen über die AGB-Kontrolle in §§ 305 
ff. BGB.33 Dementsprechend muss eine Vertragsklausel 
immer als unwirksam scheitern, wenn ohne Rechtswahl 
deutsches Arbeitsrecht anwendbar wäre und die Klausel 
eine unangemessene Benachteiligung des Arbeitnehmers 
enthält.

30  BAG 5.10.2023 – 6 AZR 308/22, NZA 2024, 569.
31  BAG 29.2.2024 – 8 AZR 187/23, NZA 2024, 620.
32  BAG 25.4.2024 – 8 AZR 140/23, ZTR 2024, 988.
33  BAG 23.1.2024 – 9 AZR 115/23, NZA 2024, 693.

Das Weisungsrecht ist in §  106 Gewerbeordnung (GewO) 
geregelt, die Sie in der aktuellen »Arbeits- und Sozialord-
nung« unter Nr. 19 finden. Das Bürgerliche Gesetzbuch 
(BGB) hat die Nr. 14, das Grundgesetz (GG) die Nr. 20. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Die Rom I-Verordnung ist in der aktuellen »Arbeits- und So-
zialordnung« auszugsweise unter Nr. 14a abgedruckt. In 
der »Europäischen Arbeits- und Sozialordnung« findet sich 
ein vollständiger Abdruck unter Nr. 23.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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3. Gleichbehandlung und Diskriminierungsverbote
Das BAG hat klargestellt, dass sich der Anwendungsbe-
reich des AGG nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AGG auch auf 
Praktikanten erstreckt, die berufliche Fertigkeiten, Kennt-
nisse, Fähigkeiten oder Erfahrungen erwerben sollen (vgl. 
§ 26 BBiG).34 Die Entscheidung ist ferner interessant unter 
dem Gesichtspunkt des Nachweises von Indizien für eine 
Diskriminierung nach § 22 AGG, die zu einer Umkehr der 
Beweislast führen. Ein solches Indiz ist an sich immer ge-
geben, wenn der Arbeitgeber Verfahrenspflichten zuguns-
ten schwerbehinderter Menschen verletzt. Das nimmt das 
BAG allerdings nicht bei Personen an, die zum Zeitpunkt 
der Missachtung dieser Vorschriften einen Gleichstellungs-
antrag gestellt haben, dem aber noch nicht entsprochen 
worden war. Zu einem anderen Ergebnis kam das Gericht 
auch nicht mit Blick auf die Pflicht zum Ergreifen ange-
messener Vorkehrungen nach Art. 27 Abs.  1 der UN-Be-
hindertenrechtskonvention und Art. 5 der Gleichbehand-
lungsrahmenrichtlinie 2000/78/EG. Für die in diesem Fall 
maßgeblichen Beteiligungsrechte der Schwerbehinderten-
vertretung ging das Gericht davon aus, dass es sich inso-
weit nicht um Regelungen über angemessene Vorkehrun-
gen handele. Für die Ausschlussfrist des § 15 Abs. 4 Satz 1 
AGG, innerhalb derer ein Schadensersatz-oder Entschä-
digungsanspruch geltend gemacht werden muss, hat das 
Gericht betont, dass die Frist bereits durch eine telefoni-
sche Absage gegenüber einem Stellenbewerber ausgelöst 
werde. 
Für Menschen mit Behinderungen hat der EuGH nochmals 
bekräftigt, dass es unionsrechtswidrig wäre, wenn Arbeit-
geber ein Arbeitsverhältnis aus personenbedingten Grün-
den beenden könnten, ohne zunächst angemessene Vor-
kehrungen zu ergreifen oder aufrechtzuerhalten, um eine 
Weiterbeschäftigung zu ermöglichen, es sei denn, dies 
wäre eine unverhältnismäßige Belastung.35

Zu den Verfahrensvorschriften, deren Verletzung im vor-
stehenden Sinne ein Indiz für eine Benachteiligung wegen 
einer Behinderung darstellen kann, zählt auch die Pflicht 
der öffentlichen Arbeitgeber, gemäß § 165 Satz 1 SGB IX 
freie Stellen bei der Arbeitsagentur zu melden. Das BAG 
verneint allerdings die Eigenschaft von Kirchen als öffent-
liche Arbeitgeber, auch wenn diese Körperschaften öffent-
lichen Rechts sind.36

Auch die Verletzung der Pflicht des öffentlichen Arbeitge-
bers, schwerbehinderte Menschen zu einem Vorstellungs-
termin einzuladen, kann ein solches Indiz begründen. Da-
bei muss der Arbeitgeber gegebenenfalls bei gewichtigen 
Verhinderungsgründen einen zumutbaren Ersatztermin für 
ein Vorstellungsgespräch anbieten.37

Eine Benachteiligung wegen des Alters kann im Hinblick auf 
das Wunschrecht eines behinderten Menschen gerechtfer-

34  BAG 23.11.2023 – 8 AZR 212/22, NZA 2024, 184.
35  EuGH 18.1.2024 – C-631/22, NZA 2024, 536 – Ca Na Negreta.
36  BAG 25.1.2024 – 8 AZR 318/22, NZA 2024, 477.
37  BAG 23.11.2023 – 8 AZR 164/22, NZA 2024, 335.

tigt werden, wenn dieser eine Altersanforderung für eine 
persönliche Assistenz formuliert.38

Was die Feststellung einer Benachteiligung wegen des Ge-
schlechts angeht, hat der EuGH, nunmehr entschieden, 
dass die dafür notwendige Feststellung einer wesentlich 
stärkeren Betroffenheit eines Geschlechts schon vorliegt, 
wenn dieses Geschlecht in der Gruppe der benachteiligten 
Arbeitnehmer zahlenmäßig überrepräsentiert ist, unab-
hängig davon, ob eine solche Überrepräsentation auch in 
der Gruppe der Bevorzugten gegeben ist.39 In der Entschei-
dung ging es erneut um die Frage, ob eine Regelung zuläs-
sig ist, die Überstundenzuschläge nur ab Überschreiten der 
betrieblichen Vollarbeitszeit vorsieht, sodass Teilzeitbe-
schäftigte anders als Vollzeitarbeitnehmer den Überstun-
denzuschlag nicht bereits erhalten, wenn die individuelle 
vertraglich vorgesehene Arbeitszeit überschritten wird. Die 
vermeintliche Rechtfertigung durch das Argument, dass auf 
diese Weise eine schlechtere Behandlung von Vollzeitbe-
schäftigten vermieden werde, hat der Gerichtshof als »feh-
lerhaft« bezeichnet. Damit ist zugleich geklärt, dass es sich 
insoweit auch um eine unzulässige Benachteiligung von 
Teilzeitbeschäftigten (vgl. § 4 Abs. 2 TzBFG) handelt.
Erneut hat der EuGH sich mit einem dienstlichen Kopftuch-
verbot befasst.40 Dabei ging es um eine Verpflichtung zur 
»exklusiven Neutralität« am Arbeitsplatz in einer Gemeinde. 
Der Gerichtshof gesteht insoweit den Mitgliedstaaten und 
ihren nachgeordneten Einheiten einen Wertungsspielraum 
im Hinblick auf die Ausgestaltung der Neutralität des öf-
fentlichen Dienstes zu. Er verlangt aber eine gerichtliche 
Überprüfung der Maßnahmen auf ihre Rechtfertigung und 
Verhältnismäßigkeit. Maßgeblich ist dabei insbesondere, 
ob das mit der Neutralitätspflicht verfolgte Ziel tatsächlich 
und in kohärenter und systematischer Weise gegenüber al-
len Arbeitnehmern verfolgt wird.
Das BAG hat ein Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH 
gerichtet, das den Kirchenaustritt betrifft.41 Es sieht eine 
mögliche Diskriminierung wegen der Religion in der Kon-
stellation, dass von Arbeitnehmern verlangt wird, dass sie 
aus der Kirche nicht austreten oder nach einem Kirchen-
austritt wieder beitreten, während von Arbeitnehmern im 
Übrigen gar nicht verlangt wird, dass sie Mitglieder der 
Kirche sind. Da das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen 
möglichst unionsrechtskonform auszulegen ist und die Mit-
gliedschaft in der Kirche im konkreten Fall keine objektive 
Anforderung der Tätigkeit im Sinne der Gleichbehandlungs-
rahmenrichtlinie darstellt, kommt es darauf an, ob ein sol-
ches selektives Verlangen gerechtfertigt werden kann.
Eine Entscheidung des EuGH zur Entschädigung wegen ei-
ner Diskriminierung lässt Zweifel daran aufkommen, ob 

38  EuGH 7.12.2023 – C-518/22, ZESAR 2024, 123 – AP Assistenzprofis.
39  EuGH 29.7.2024 – C-184/22, NZA 2024, 1265, m.Anm. v.Roetteken – KfH Kura-

torium; auf Vorabentscheidungsersuchen von BAG 28.10.2021 – 8 AZR 370/20 
(A), NZA 2022, 702.

40  EuGH 28.11.2023 – C- 148/22, NZA 2023, 1588 – OP/Commune d‘Ans; dazu Pa-
yandeh, EuZA 2024, 298 ff.

41  BAG 1.2.2024 – 2 AZR 196/22 (A), NZA 2024, 543.
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das BAG seine – umstrittene42 – Rechtsprechung zu § 12a 
ArbGG uneingeschränkt aufrechterhalten kann. Nach die-
ser Rechtsprechung bedeutet der Ausschluss eines Kos-
tenerstattungsanspruchs nach § 12a Abs. 1 Satz 1 ArbGG, 
dass auch jeder materielle Ersatzanspruch zwingend aus-
geschlossen ist, was unter anderem zur Folge haben soll, 
dass die gesetzlich vorgesehene Verzugspauschale nach 
§ 288 Abs. 5 Satz 1 BGB vom Arbeitnehmer für alle Kos-
ten bis zum Ende des erstinstanzlichen Verfahrens nicht 
in Anspruch genommen werden kann.43 Da der EuGH aber 
unmissverständlich verlangt, dass auch Ersatz für die An-
waltskosten zu leisten ist,44 lässt sich das vorstehende 
Verständnis von § 12a ArbGG nicht mehr uneingeschränkt 
durchhalten.45 Es ist zu hoffen, dass hier der Gesetzgeber 
möglichst bald eine konsistente Regelung schafft.

4. Datenschutz
Weitreichende Bedeutung dürfte die Entscheidung des 
EuGH in der Rechtssache SCHUFA zu Art. 22 Abs. 1 Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GV) haben, wonach eine Per-
son das Recht hat, nicht einer Entscheidung unterworfen zu 
werden, die ausschließlich auf einer automatisierten Ver-
arbeitung von Daten beruht.46 Denn der Gerichtshof legt 
die Bestimmung weit aus, sodass sie auch einem Profiling 
durch die Kreditwürdigkeitsauskunftei entgegensteht. Eine 
nur formale Entscheidung durch Menschen, die regelmäßig 
dem Ergebnis der Datenverarbeitung folgt, kann dement-
sprechend nicht genügen. Vielmehr muss ein Mensch eine 
nachfolgende inhaltliche Entscheidung treffen.
Breiten Raum in der jüngeren Rechtsprechung hat der Scha-
densersatzanspruch wegen unrechtmäßiger Datenverar-
beitung nach Art. 82 DS-GV eingenommen. Dazu hat der 
EuGH zunächst entschieden, dass ein immaterieller Scha-
den auch dann vorliegen kann, wenn die betroffene Person 
befürchtet, dass ihre Daten durch Dritte missbraucht wer-
den könnten.47

Der Schadensersatzanspruch setzt zwar ein Verschulden 
voraus, das vermutet wird. Das Verschulden spielt aber für 

42 Vgl. Sächs.LAG 17.7.2019 – 2 Sa 364/18, BB 2019, 2298.
43  BAG 12.12.2018 – 5 AZR 588/17, NZA 2019, 775, Rn. 46 ff.; BAG 22.10.2020 – 8 

AZR 412/19, NZA 2021, 127.
44  EuGH 14.9.2023 – C-113/22, ZESAR 2024, 38 – DX/INSS und TGSS.
45  Vgl. Daum, EuZA 2024, 317, 323 ff.
46  EuGH 7.12.2023 – C-634/21, NZA 2024, 45 – SCHUFA.
47  EuGH 14.12.2023 – C- 340/21, NZA 2024, 679 – VB/NAP.

die Höhe des Ersatzanspruchs keine Rolle, wie der EuGH 
auf ein Vorabentscheidungsersuchen des BAG48 entschie-
den hat.49 Zugleich hat der EuGH klargestellt, dass zwar der 
eingetretene Schaden vollständig ersetzt werden muss, der 
Ersatzanspruch aber keinen Sanktionszweck hat und inso-
fern nicht über den vollständigen Ersatz hinausgehen darf. 
Im Übrigen hat der EuGH entschieden, dass der Arbeitgeber 
die Vermutung seines Verschuldens nicht schon dadurch 
widerlegen kann, dass er sich darauf beruft, dass der Ver-
stoß durch eine ihm unterstellte Person erfolgt sei.50

Klargestellt hat der Gerichtshof schließlich, dass eine Auf-
sichtsbehörde die Löschung unrechtmäßig verarbeiteter 
Daten auch dann verlangen kann, wenn die davon betrof-
fene Person ihre Löschungsrechte nicht geltend macht.51

Das BAG hat sich mit dem besonderen Schutz von Gesund-
heitsdaten befasst. Dabei hat es klargestellt, dass bei ei-
nem Medizinischen Dienst (MDK) auch Gesundheitsdaten 
der eigenen Arbeitnehmer als Krankenversicherte nach 
§ 276 SGB V verarbeitet werden können. Die DS-GV schließe 
nicht aus, dass andere Arbeitnehmer dieses Arbeitgebers 
mit diesen Daten arbeiten, sofern die übrigen Rechtmäßig-
keitsvoraussetzungen gewahrt sind. Im Übrigen lässt das 
BAG die Bindung an das Sozialgeheimnis genügen.52 
In einer weiteren Entscheidung hat das BAG betont, dass 
auch eine Überwachung durch eine Detektei die Verar-
beitung von Gesundheitsdaten bedeutet, wenn äußerlich 
sichtbare Gesundheitsumstände dokumentiert werden. Die 
Verarbeitung unterliegt dann strengen Rechtfertigungsan-
forderungen. Zweifel an der Richtigkeit einer Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung rechtfertigen eine solche Überwa-
chung noch nicht, weil vorrangig eine Überprüfung durch 
den Medizinischen Dienst nach § 275 SGB V als milderes 
Mittel stattzufinden hat.53

Das BAG hat im Übrigen entschieden, dass aus der bloßen 
Nichterfüllung des Auskunftsanspruchs nach Art. 15 DS-GV 
noch nicht ohne weiteres ein immaterieller Schaden folge. 
Ein solcher sei objektiv zu überprüfen, die bloße Äußerung 
einer Befürchtung des Missbrauchs der Daten reiche noch 
nicht.54

Die recht großzügige Rechtsprechung des BAG, die da-
von ausgeht, dass einmal bekanntgewordene Daten, auch 
wenn sie unter Verletzung des Datenschutzrechts gewon-
nen wurden, im Prozess im Allgemeinen verwertet werden 
können,55 ist nunmehr Gegenstand eines Vorabentschei-
dungsersuchens des LAG Niedersachsen zum EuGH.56

48  BAG 26.8.2021 – 8 AZR 253/20 (A), DB 2021, 2905.
49  EuGH 21.112.2023 – C-667/21, NZA 2024, 393, Rn. 88 ff., 102 – MDK. Vgl. auch 

EuGH 25.1.2024 – C-687/21, NZA 2024, 320, Rn. 46 – MediaMarktSaturn. 
50  EuGH 11.4. 2024 – C-741/21, NZA 2024, 607 – GP.
51  EuGH 14.3.2024 – C-46/23, NZA 2024, 1058 – Verwaltung Újpest.
52  BAG 20.6.2024 – 8 AZR 253/20, NZA 2024, 1567.
53  BAG 25.7.2024 – 8 AZR 225/23, NZA 2024, 1580.
54  BAG 20.6.2024 – 8 AZR 91/22, NZA 2024, 1496; BAG 20.6.2024 – 8 AZR 124/23, 

NZA 2024, 1499.
55  BAG 29.6.2023 – 2 AZR 296/22, NZA 2023, 1105.
56  LAG Niedersachsen 8.5.2024 – 8 Sa 688/23, EuZW 2024, 1077.

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) finden Sie 
in der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 2, 
das Schwerbehindertenrecht finden Sie im SGB IX (Nr. 30 
IX). Das Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) hat in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« die Nr. 5, das Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) die Nr. 10, das Teilzeit- und Befristungsgesetz 
(TzBfG) die Nr. 32. Die Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen hat in der »Europäischen Arbeits- und 
Sozialordnung« die Nr. 10 und die Richtlinie 2000/78/EG 
die Nr. 14.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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5. Urlaub
Das BAG hat sich mit der Koordination von Urlaubsansprü-
chen bei Doppelarbeitsverhältnissen wegen unwirksamer 
Arbeitgeberkündigung befasst.57 Sowohl in dem nach er-
folgreicher Kündigungsschutzklage weiterhin wirksamen 
alten Arbeitsverhältnis als auch in einem neu eingegan-
genen Arbeitsverhältnis entstehen Urlaubsansprüche. Be-
reits gewährter Urlaub in einem neuen Arbeitsverhältnis 
wird allerdings entsprechend §§ 615 Satz 2 BGB, 11 Nr. 1 
KSchG angerechnet, wenn nicht beide Arbeitsverhältnisse 
gleichzeitig hätten erfüllt werden können. Eine Doppelung 
der Ansprüche scheidet dann also aus. Auf die Höhe des 
Urlaubsentgelts beim neuen Arbeitgeber soll es insoweit 
nicht ankommen. Eventuell höhere Ansprüche aus dem al-
ten Arbeitsverhältnis wären als Annahmeverzugsansprüche 
aus § 615 Satz 1 BGB gegen den alten Arbeitgeber geltend 
zu machen.
In einem Verfahren zum italienischen Recht hat der EuGH 
klargestellt, dass ein Urlaubsabgeltungsanspruch für nicht 
genommenen Urlaub nicht davon abhängig gemacht wer-
den darf, dass der Arbeitnehmer den Nachweis führt, dass 
die Urlaubsgewährung aus von ihm nicht zu vertretenden 
Gründen unterblieben ist.58

Nach bisheriger Rechtsprechung des EuGH müssen bei der 
Berechnung des Urlaubsanspruchs Zeiten nicht berücksich-
tigt werden, die infolge Kurzarbeit »null« ausfallen.59 Nach 
Ansicht des BAG gilt das auch, wenn der Arbeitnehmer wäh-
rend der Zeit der Kurzarbeit erkrankt.60

Nachdem der Gesetzgeber in § 59 Abs. 1 IfSG geregelt hat, 
dass der Fall einer Quarantäne während des Urlaubs zur 
Nachgewährung des Urlaubs führt, hat das BAG nun für ei-
nen Altfall aus der Zeit vor Einführung dieser Regelung bis 
16.9.2022 nach entsprechender Vorabentscheidung des 
EuGH61 entschieden, dass zuvor eine Nachgewährung des 
Urlaubs nicht geboten war.62

Bei der Berechnung des Urlaubsentgeltes bleiben vor-
ausgegangene geringere Vergütungen aufgrund einer El-
ternzeit während der Referenzperiode als unverschuldete 
Verdienstkürzungen nach § 11 Abs. 1 Satz 3 BUrlG unbe-
rücksichtigt, wie das BAG klargestellt hat.63 Hinsichtlich der 
Möglichkeit, den Urlaub für Zeiten der Elternzeit nach § 17 
BEEG zu kürzen, hat das BAG klargestellt, dass dies nur im 
bestehenden Arbeitsverhältnis möglich sei. In Ermange-

57  BAG 5.12.2023 – 9 AZR 230/02, NZA 2024, 467.
58  EuGH 18.1.2024 – C-218/22, NZA 2024, 253 – Commune di Copertino.
59  EuGH 8.11.2012 – C-229/11 u.a., NZA 2012, 1273 – Heimann u.a.
60  BAG 5.12.2023 – 9 AZR 364/22, NZA 2024, 330.
61  EuGH 14.12.2023 – C-206/22, NZA 2024, 43 – TF/ Sparkasse Südpfalz.
62  BAG 28.5.2024 – 9 AZR 76/22, NZA 2024, 1139.
63  BAG 16.4.2024 – 9 AZR 165/23, NZA 2024, 1272.

lung einer Kürzung sei auch der Abgeltungsanspruch nach 
§ 7 Abs. 4 BUrlG entsprechend ungekürzt zu gewähren.

6. Entgeltfortzahlung bei Krankheit
Das BAG hat entschieden, dass sich die Entgeltfortzahlung 
nach § 4 Abs. 1 EntgFG auch auf ausgefallenes Arbeitsent-
gelt infolge durch die Krankheit unterbliebener Bereitschafts-
dienste erstreckt.64 In dem Zusammenhang hat das BAG auch 
entschieden, dass die Möglichkeit einer tarifvertraglichen Ab-
weichung von der Bemessungsgrundlage für die Entgeltfort-
zahlung gemäß § 4 Abs. 4 EntgFG nicht für Arbeitsvertrags-
richtlinien des sog. Dritten Weges der Kirchen besteht.
In jüngerer Zeit ist zunehmend infrage gestellt worden, wel-
chen Beweiswert eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung hat. Insoweit hat das BAG nun entschieden, dass sich 
je nach den Gesamtumständen des Falles Zweifel ergeben 
können, die den Beweiswert erschüttern, wenn ein Arbeit-
nehmer unmittelbar nach Zugang der Kündigung durch den 
Arbeitgeber erkrankt.65 Diese Rechtsprechung verdient Kritik. 
Dass Arbeitnehmer nach Zugang der Kündigung ihrer Arbeits-
unfähigkeit feststellen lassen, kann auch darauf beruhen, 
dass Arbeitsunfähigkeit zwar schon zuvor vorgelegen hat, die 
Feststellung aber unterblieben ist aus Loyalität, Engagement 
für den Betrieb oder schlicht aus Angst um den Arbeitsplatz. 
Die neue Rechtsprechung öffnet Tür und Tor für Verdächtigun-
gen in jeder Hinsicht und läuft insgesamt Gefahr, Arbeitneh-
mer davon abzuhalten, eine bestehende Arbeitsunfähigkeit 
während der Kündigungsfrist feststellen zu lassen.
Eine COVID-19 Erkrankung, die zur Arbeitsunfähigkeit führt, 
löst Ansprüche auf Entgeltfortzahlung aus. Das BAG hat 
nun klargestellt, dass das auch gilt, wenn es sich um eine 
symptomfreie Infektion handelt, die Arbeit aber wegen ei-
ner (im maßgeblichen Zeitpunkt verpflichtend vorgesehe-
nen) Quarantäne nicht erfüllt werden kann, weil auch eine 
Tätigkeit im Home-Office nicht möglich ist.66 
Demgegenüber soll trotz Erkrankung der Entgeltfortzahlungs-
anspruch ausscheiden, wenn im Betrieb ein allgemeines Be-
tretungs- und Tätigkeitsverbot angeordnet ist, weil dann die 
krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit nicht mehr die allei-
nige Ursache für das Ausbleiben der Arbeitsleistung ist.67

64  BAG 5.10.2023 – 6 AZR 210/22, NZA 2024, 265.
65  BAG 13.12.2023 – 5 AZR 137/23, NZA 2024, 539.
66  BAG 20.3.2024 – 5 AZR 234/23, NZA 2024, 972.
67  BAG 19.6.2024 – 5 AZR 241/23, NZA 2024, 1501.

Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GV) finden Sie in 
der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 15, 
das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) hat die Nr. 15. Das 
Sozialgesetzbuch V (SGV V) hat die Nr. 30 V. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) hat in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« die Nr. 17, das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB) die Nr. 14, das Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz (BEEG) die Nr. 16 und das Kündigungs-
schutzgesetz (KSchG) die Nr. 25. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Entgeltfortzahlungsgesetz (EntgFG) finden Sie in der 
aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter der Nr. 18. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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7. Teilzeitarbeit
Nach einer Entscheidung des BAG ist die Regelung des § 9 
TzBfG über die Verlängerung der Arbeitszeit von Teilzeitbe-
schäftigten nicht durch eine Regelung der Gegenleistung 
flankiert, sodass es in erster Linie eine Frage der Verein-
barung sein soll, welche Vergütung zu beanspruchen ist. 
Falls es keine Vereinbarung gibt, ist im Wege ergänzender 
Vertragsauslegung zu prüfen, was redliche Vertragspar-
teien vereinbart hätten. Das sei im Allgemeinen eine der 
Arbeitszeiterhöhung entsprechende quotale Erhöhung der 
Vergütung.68

Auch eine Abweichung von der Zweifelsregelung des § 12 
Abs. 1 Satz 3 TzBfG für den Fall einer fehlenden Vereinba-
rung zum Umfang der Arbeitszeit bei Abrufarbeit soll nach 
der Rechtsprechung des BAG im Wege der ergänzenden 
Vertragsauslegung begründet werden können. Das sei der 
Fall, wenn eine Arbeitszeit von 20 Stunden aus Sicht beider 
Parteien nicht sachgerecht erscheint. Das soll aber noch 
nicht daraus abzuleiten sein, dass der Arbeitnehmer bis-
her in anderem Umfang zur Arbeitsleistung herangezogen 
wurde.69

Sehr sorgfältig hat sich das BAG mit der Frage des Verhält-
nisses von Tarifautonomie und Diskriminierungsschutz 
auseinandergesetzt. Im Ergebnis geht das Gericht davon 
aus, dass auch die Tarifvertragsparteien ungeachtet ihrer 
Gestaltungsspielräume an das Diskriminierungsverbot ge-
bunden sind. In dem Zusammenhang hat das Gericht ent-
schieden, dass eine tarifvertragliche Regelung, die zwar 
eine Altersfreizeit ab Erreichen eines bestimmten Alters 
vorsieht, Teilzeitkräfte, davon aber ausschließt, gegen das 
Benachteiligungsverbot des § 4 Abs. 1 Satz 2 TzBfG ver-
stößt, wenn Anhaltspunkte dafür fehlen, dass es bei diesen 
keinen altersbedingten Entlastungsbedarf gibt.70

8. Regelungen für Menschen mit Behinderungen
Das BAG hat entschieden, dass das sog. erstreckte Mandat 
in § 180 Abs. 6 Satz 1 SGB IX, wonach die Gesamtschwer-
behindertenvertretung auch die Interessen schwerbehin-
derter Menschen in Betrieben oder Dienststellen, für die 
keine Schwerbehindertenvertretung gewählt ist, vertritt, 
ein Teilnahmerecht an den Betriebsversammlungen dieser 
Betriebe nach § 178 Abs. 8 SGB IX vermittelt.71

68  BAG 13.12.2023 – 5 AZR 168/23, NZA 2024, 471.
69  BAG 18.10.2023 – 5 AZR 22/23, NZA 2024, 128.
70  BAG 9.7.2024 – 9 AZR 296/20, NZA 2024, 1513.
71  BAG 12.12.2023 – 7 ABR 23/22, NZA 2024, 643.

9. Arbeitnehmerüberlassung
Nachdem der EuGH auf Vorabentscheidungsersuchen des 
BAG72 im vergangenen Jahr entschieden hatte, dass Per-
sonalgestellung im öffentlichen Dienst durch dauerhafte 
Überlassung zur Arbeitsleistung bei Dritten im Hinblick auf 
eine dauerhafte Verlagerung der Tätigkeit nicht unter die 
Leiharbeitsrichtlinie fällt, wenn ein Missbrauch oder eine 
Umgehung der Richtlinie ausgeschlossen ist,73 hat das BAG 
nunmehr klargestellt, dass die gesetzliche Ausnahme für 
Personalgestellungen im öffentlichen Dienst (s. § 1 Abs. 3 
Nr. 2b AÜG) unionsrechtskonform ist und die entsprechen-
den Regelungen in § 4 Abs. 3 TVöD und § 4 Abs. 3 TVL wirk-
sam sind.74

Verdeckte Arbeitnehmerüberlassung führt zur Unwirksamkeit 
des Arbeitsvertrages zwischen Verleiher und Leiharbeitneh-
mer gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1a AÜG mit der Folge nach § 10 Abs. 1 
AÜG, dass ein Arbeitsverhältnis zwischen Leiharbeitnehmer 
und Einsatzarbeitgeber entsteht. Verdeckte Überlassung in 
diesem Sinne liegt vor, wenn der Arbeitgeber seinen Pflich-
ten, nach § 1 Abs. 1 Satz 5 und 6 AÜG, im Überlassungsvertrag 
die Überlassung ausdrücklich als solche zu bezeichnen und 
den betroffenen Leiharbeitnehmer unter Bezugnahme auf 
diesen Vertrag vor der Überlassung konkret zu bestimmen, 
nicht nachkommt. Diesen Pflichten können die Beteiligten 
nach einer Entscheidung des BAG überhaupt nur entspre-
chen, wenn bereits bei Beginn der Überlassung ein formwirk-
samer Überlassungsvertrag zwischen Verleiher und Entleiher 
vorliegt.75 Das setzt nach § 12 Abs. 1 Satz 1 AÜG die Wahrung 
der Schriftform voraus. Anderenfalls liegt ein unwirksamer 
Vertrag vor mit der Folge des fingierten Arbeitsverhältnisses 
zwischen Leiharbeitnehmer und Entleiher. Dabei ist aller-
dings künftig die oben erwähnte Änderung durch das Vierte 
Bürokratieentlastungsgesetz (s.o. II 3) zu beachten, wonach 
für den Überlassungsvertrag nunmehr die Textform genügt.

10. Ausbildung
Die Vereinbarung einer Verpflichtung Auszubildender zur 
Zahlung einer Entschädigung für die Berufsausbildung ist 
nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 BBiG nichtig. Nach der Rechtspre-
chung des BAG gilt das aber nicht für außerbetriebliche 
Ausbildungen. Diese sind allerdings der AGB-Kontrolle 
nach §§ 305 ff. BGB zu unterziehen.76

72  BAG 16.6.2021 – 6 AZR 390/20 (A), NZA 2021, 1269.
73  EuGH 22.6.2023 – C-427/21, NZA 2023, 815 – ALB FILS Kliniken.
74  BAG 25.1.2024 – 6 AZR 390/20, NZA 2024, 568, Rn. 17.
75  BAG 5.3.2024 – 9 AZR 204/23, NZA 2024984
76  BAG 5.9.2023 – 9 AZR 350/22, NZA 2024, 325.

Das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) finden Sie in der 
aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 32. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 IX. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) hat in der ak-
tuellen »Arbeits- und Sozialordnung« die Nr. 4. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 10, das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB) unter Nr. 14. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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11. Kündigungsrecht
Das BAG hat entschieden, dass in Zeiten einer Impfpflicht 
nach § 20a IfSG a.F. während der Corona-Pandemie die 
wahrheitswidrige Behauptung ärztlich festgestellter Impf-
unfähigkeit eine erhebliche Vertragspflichtverletzung 
durch Arbeitnehmer in der Gesundheitsversorgung dar-
stellte.77 Der Arbeitgeber konnte daher wirksam außeror-
dentlich kündigen.
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
hat entschieden, dass eine Kündigung wegen Vertrau-
ensverlustes aufgrund des Verdachts einer Straftat nicht 
grundsätzlich gegen die Unschuldsvermutung des Art. 6 
Abs. 2 EMRK verstößt, sofern dies nicht auf eine Quasi-Vor-
verurteilung durch die Arbeitsgerichte hinausläuft.78 
Zur Geltendmachung des Sonderkündigungsschutzes für 
Schwangere nach § 17 MuSchG sieht das KSchG in § 5 Abs. 1 
Satz 2 KSchG die Möglichkeit der nachträglichen Klagezu-
lassung vor, die allerdings nur innerhalb von zwei Wochen 
beantragt werden kann, was auch nur in Verbindung mit 
Erhebung der Kündigungsschutzklage möglich ist. Das ist 
nach einer Entscheidung des EuGH unvereinbar mit der 
Mutterschutzrichtlinie 92/95/EWG, weil diese Frist noch 
kürzer ist als die allgemeine Klagefrist von drei Wochen 
nach § 4 Satz 1 KSchG.79 Eine schwangere Frau muss daher 
eine Frist von mindestens drei Wochen ab Bekanntwerden 
der Schwangerschaft für die Klageerhebung haben.80

Der EuGH hat auf Vorabentscheidungsersuchen des BAG81 
entschieden hat, dass die Pflicht zur Beifügung der Mas-
senentlassungsanzeige bei der Konsultation des Betriebs-
rats im Massenentlassungsverfahren (vgl. § 17 Abs. 3 Satz 1 
KSchG) nicht den individuellen Arbeitnehmerschutz bezwe-
cke.82 Daraufhin hat das BAG entschieden, dass die Verlet-
zung dieser Pflicht nicht zur Unwirksamkeit einer Kündi-
gung führt.83

Im Übrigen möchte das BAG künftig davon ausgehen, 
dass Fehler bei der Massenentlassungsanzeige nicht zur 
Unwirksamkeit der Kündigung führen, weil die Massen-
entlassungsanzeige allein der arbeitsmarktpolitischen 
Aufgabe der Arbeitsagenturen Rechnung tragen soll.84 Zu-
gleich wurde aber auch klargestellt, dass dies nur für die 
Massenentlassungsanzeige, nicht aber für die notwendige 
Konsultation des Betriebsrats gelten soll.
Der Arbeitnehmer, der sich im Rahmen eines Kündigungs-
schutzprozesses erfolgreich gegen eine Kündigung des Ar-
beitgebers gewehrt hat, kann die Vergütung für die Zeit, in 
der er vom Arbeitgeber zu Unrecht nicht beschäftigt worden 

77  BAG 14.12.2023 – 2 AZR 55/23, NZA 2024, 260.
78  EGMR 27.6.2023 – 11643/18, AuR 2024, 117, m. Anm. Wömpner.
79  EuGH 27.6.2024 – C-284/23, NZA 2024, 2673 – Haus Jacobus.
80  Zu möglichen Wegen vgl. Sagan, NZA 2024, 2677.
81  BAG 27.1.2022 – 6 AZR 155/21 (A), NZA 2022, 491.
82  EuGH 13.7.2023 – C-134/22, NZA 2023, 887 – MO/SM.
83  BAG 23.5.2024 – 6 AZR 155/21, NZA 2024, 981.
84  Mit unterschiedlichen Nuancen BAG 14.12.2023 – 6 AZR 157/22 (B), NZA 2024, 

119; BAG 1.2.2024 – 2 AS 22/23 (A), NZA 2024, 257; BAG 23.5.2024 – 6 AZR 
152/22 (A), NZA 2024, 825; dazu Fuhlrott/Fischer, NZA 2024, 246 ff.; Lembke, 
NJW 2024, 1985 ff.; Winkel, NZA 2024, 728 ff.

ist, aus dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs nach § 615 
BGB vom Arbeitgeber verlangen. Er muss sich aber nach 
§§ 615 Satz 2 BGB, 11 KSchG anderweitige Einnahmen sowie 
entgangenen Verdienst, den er böswillig nicht erzielt hat, 
anrechnen lassen. Dazu muss er sich aber nicht ununterbro-
chen um Arbeit bemühen, wie das BAG klargestellt hat. Bei 
der Beurteilung, ob böswilliges Unterlassen von Verdienst 
vorliegt, will das Gericht auch berücksichtigen, wenn ein Ar-
beitnehmer sich nicht arbeitssuchend gemeldet oder Ver-
mittlungsbemühungen der Arbeitsagentur von vornherein 
verhindert hat, indem er angekündigt hat, durch sein Verhal-
ten zu verhindern, dass er im Falle einer Bewerbung in die 
engere Wahl genommen werde.85 Klargestellt hat das Gericht 
auch, dass ein Arbeitnehmer sich nicht auf eine Beschäfti-
gung einlassen muss, die zu einer Vergütung führt, die gerin-
ger ist als das zu beanspruchende Arbeitslosengeld.

12. Betriebsübergangsrecht
Für den Fall des sog. Wet Lease, bei dem ein Luftfahrtun-
ternehmen Flugzeuge mitsamt Besatzung anderen Unter-
nehmen zur Verfügung gestellt hat, hat das BAG einen Be-
triebsübergang verneint, sodass die Arbeitsverhältnisse 
nicht auf dieses andere Unternehmen nach § 613a Abs. 1 
BGB übergehen können.86 Es handelt sich folglich schlicht 
um einen drittbezogenen Personaleinsatz.
Im Falle des Betriebsübergangs geht das Arbeitsverhältnis 
nach § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB auf den Erwerber über. Dies 
erstreckt sich, wie das BAG entschieden hat, auch auf die 
bindende Wirkung an eine betriebliche Übung, die beim 
Veräußerer begründet war.87 Das gilt selbst dann, wenn die 
Bedingungen für bestimmte Rechte aus dieser betriebli-
chen Übung beim Veräußerer noch nicht eingetreten waren. 
Der Arbeitnehmer erwirbt diese Rechte dann, wenn die Be-
dingungen später beim Erwerber eintreten.
Bisher kollektivvertraglich geregelte Rechte werden mit dem 
Übergang Inhalt des Arbeitsverhältnisses mit dem neuen Ar-
beitgeber gemäß § 613a 1 Satz 2 BGB. Die Regelungen be-
halten aber ihre kollektivrechtliche Natur. Das BAG hat dazu 
entschieden, dass der Arbeitgeber eine Betriebsvereinba-
rung daher auch gegenüber dem bei ihm nunmehr zustän-
digen Betriebsrat kündigen kann.88 Sie entfällt dann, sofern 

85  BAG 7.2.2024 – 5 AZR 177/23, NZA 2024, 685.
86  BAG 11.5.2023 – 6 AZR 121/22 (A), NZA 2024, 629.
87  BAG 19.9.2023 – 1 AZR 281/22, NZA 2024, 271, Rn. 23.
88  BAG 19.9.2023 – 1 AZR 281/22, NZA 2024, 271, Rn. 43.

Die außerordentliche Kündigung ist in § 626 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB) geregelt, das in der aktuellen »Arbeits- 
und Sozialordnung« unter Nr. 14 abgedruckt ist. Das Kün-
digungsschutzgesetz (KSchG) hat in der aktuellen »Arbeits- 
und Sozialordnung« die Nr. 25, das Mutterschutzgesetz 
(MuSchG) die Nr. 28. Die Europäische Menschenrechts-
Konvention (EMRK) hat die Nr. 5 in der »Europäischen Ar-
beits- und Sozialordnung«, die Mutterschutzrichtlinie die 
Nr. 61.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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sie nicht nachwirkt, ohne dass es noch irgendwelcher indi-
vidualvertraglicher Maßnahmen bedarf.
Grundsätzlich hat der Arbeitnehmer nach § 613a Abs. 6 BGB 
die Möglichkeit, dem Übergang des Arbeitsverhältnisses auf 
den Erwerber innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Zugang der erforderlichen Informationen nach § 613a Abs. 5 
BGB zu widersprechen, mit der Folge, dass es beim bisheri-
gen Arbeitsverhältnis mit dem Veräußerer bleibt. Unterrich-
tungsfehler, die für die Entscheidung des Arbeitnehmers, 
ob er einem Übergang widersprechen möchte, ohne Belang 
sind, sollen den Fristlauf allerdings nicht hindern.89

13. Betriebsrentenrecht
Das BAG hat entschieden, dass die Tarifparteien und die 
Betriebsparteien nicht darin gehindert sind, neue Vergü-
tungsbestandteile einzuführen, die auf der Grundlage der 
Versorgungszusage nicht ruhegeldfähig sind.90

14. Betriebsverfassung 
Eine Betriebsratswahl kann auch erfolgreich durchgeführt 
werden, wenn weniger Arbeitnehmer kandidieren als nach 
§ 9 BetrVG an sich zu wählen sind. Es ist dann schrittweise 
auf die nach § 9 BetrVG maßgebliche nächstkleinere Be-
triebsratsgröße abzustellen.91

Für eine gewillkürte Organisationsstruktur i.S.d. § 3 Be-
trVG hat das BAG klargestellt, dass ein dazu vereinbarter 
Strukturtarifvertrag den Arbeitgeber nicht daran hindert, 
umzustrukturieren mit der Folge, dass das Substrat dieser 
Organisationseinheit entfällt und der Tarifvertrag keine 
Wirkungen mehr erzeugt.92

Im Falle eines Streits um die Berechtigung des Arbeitge-
bers, die Vergütung wegen angeblicher Fehlzeiten durch 
Nichtteilnahme an Betriebsratssitzungen zu kürzen, ist im 
Ergebnis herausgekommen, dass der Betriebsrat nicht er-
folgreich mit einem Unterlassungsantrag im Beschlussver-
fahren vorgehen kann, weil bei einem entsprechenden Be-
schluss zwangsläufig unklar bliebe, was der Arbeitgeber 
konkret zu unterlassen (bzw. zu tun) hat.93 Auch einen Fest-
stellungsantrag hielt das Gericht für unzulässig. Es bleibt 
daher nur den einzelnen Betriebsratsmitgliedern, im Nach-
hinein ihre Vergütungsansprüche durchzusetzen.

89  BAG 21.3.2024 – 2 AZR 79/23, BB 2024, 1463
90  BAG 30.1.2024 – 3 AZR 144/23, NZA 2024, 770.
91  BAG 24.4.2024 – 7 ABR 26/23, NZA 2024, 1220.
92  BAG 21.6.2023 – 7 ABR 19/22, NZA 2024, 1414.
93  BAG 13.3.2024 – 7 ABR 11/23, NZA 2024, 1146.

In Bezug auf die Schulung von Betriebsratsmitgliedern hat 
das BAG den Beurteilungsspielraum des Betriebsrats auch 
hinsichtlich der Wahl zwischen Online- und Präsenzveran-
staltung betont.94 Bei dem des in Rede stehenden mehrtä-
gigen Seminar musste der Betriebsrat sich nicht wegen der 
geringeren Kostenbelastung auf ein Online-Seminar verwei-
sen lassen, das er mit Rücksicht auf seinen Beurteilungs-
spielraum als nicht gleichwertig ansehen durfte.
Zwar muss der Arbeitgeber keine Kosten der Betriebsrats-
arbeit tragen, die nicht i.S.d. § 40 BetrVG erforderlich wa-
ren. Hat er aber vermeintliche Forderungen Dritter begli-
chen, kann er insoweit nicht mit dem Argument, es mangele 
an der Erforderlichkeit, bei den Mitgliedern des Betriebs-
rats Regress nehmen.95

Eine Regelung des Arbeitgebers, dass die private Handy-
nutzung während der Arbeitszeit verboten sei, betrifft nach 
einer Entscheidung des BAG nicht das sog. Ordnungsver-
halten und ist daher nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG nicht 
mitbestimmungspflichtig.96

Der Betriebsrat hat nach der Rechtsprechung des BAG auch 
hinsichtlich Leistungen, die der Arbeitgeber im Wege der 
Gesamtzusage versprochen hat, ein Mitbestimmungsrecht 
nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG, wenn der Arbeitgeber die Ver-
teilungsgrundsätze ändern möchte. Die mitbestimmungs-
widrige Änderung hat für die betroffenen Arbeitnehmer in 
Fortführung der Theorie der Wirksamkeitsvoraussetzung 
zur Folge, dass diese auf den bisherigen Leistungsansprü-
chen beharren können. Die bloße Hinnahme eines mitbe-
stimmungswidrigen Verhaltens durch den Betriebsrat be-
deutet auch nicht, dass er insoweit gleichsam zustimmend 
sein Mitbestimmungsrecht ausgeübt hätte.97

Für die Vorlage von Bewerbungsunterlagen im Rahmen 
der Einstellungsmitbestimmung nach § 99 BetrVG hat das 
BAG entschieden, dass der Arbeitgeber diese im Rahmen 
eines digital durchgeführten Bewerbungsverfahrens auch 
dadurch erfüllen kann, dass er digital den Betriebsratsmit-
gliedern ermöglicht, während des Zustimmungsverfahrens 
Einsicht zu nehmen.98

Im Hinblick auf eine Betriebsvereinbarung, mit der Arbeit-
geber und Betriebsrat lediglich eine staatlich bereitge-
stellte erweiterte Sonderleistung für Pflegekräfte unter den 
Arbeitnehmern verteilt haben, hat das BAG entschieden, 
dass nach vollständiger Durchführung der Betriebsverein-
barung ein Anspruch von Arbeitnehmern, die in gleichheits-
widriger Weise unzureichend berücksichtigt wurden, auf 
Gleichbehandlung im Wege einer Anpassung »nach oben« 
ausscheidet.99 Sie gehen schlechterdings leer aus.

94  BAG 7.2.2024 – 7 ABR 8/23, NZA 2024, 767, betr. eine tarifvertraglich errichtete 
Personalvertretung der Luftfahrt, für die entsprechende Grundsätze wie nach 
§ 37 BetrVG maßgeblich waren.

95  BAG 25.10.2023 – 7 AZR 338/22, BB 2024, 637.
96  BAG 17.10.2023 – 1 ABR 24/22, NZA 2024, 201.
97  BAG 21.2.2024 – 10 AZR 345/22, NZA 2024, 697.
98  BAG 13.12.2023 – 1 ABR 28/22, NZA 2024, 636.
99  BAG 30.1.2024 – 1 AZR 74/23, NZA 2024, 844.

Das Recht des Betriebsübergangs ist in §  613a BGB gere-
gelt, das in der der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« 
die Nr. 14 hat. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Betriebsrentengesetz (BetrAVG) finden Sie in der aktu-
ellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 11. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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Das BAG hat klargestellt, dass die Betriebsparteien Leistun-
gen nicht vom Bestand des Arbeitsvertrages während des 
gesamten Bezugsraums abhängig machen dürfen, wenn 
diese Gegenleistung für erbrachte Arbeitsleistung sind.100 
Das liefe auf den Entzug eines Anspruchs auf Arbeitsentgelt 
hinaus. Eine entsprechende freiwillige Betriebsvereinba-
rung nach § 88 BetrVG unterliegt – anders als vergleichbare 
vertragliche Vereinbarungen – zwar nicht der AGB-Kontrolle 
nach § 305 ff. BGB. Betriebsvereinbarungen müssen aber 
nach § 75 Abs. 1 und 2 BetrVG den Grundsätzen von Recht 
und Billigkeit entsprechen und deshalb grundrechtlich ge-
schützte Freiheitsrechte wie die Berufsfreiheit aus Art. 12 
Abs. 1 GG wahren. Damit wäre es unvereinbar, könnten die 
Betriebsparteien einmal entstandene Entgeltansprüche 
wieder beseitigen.
In Fortführung seiner bisherigen Rechtsprechung hat das 
BAG entschieden, dass nicht nur vertragliche Regelungen, 
die durch AGB oder betriebliche Übung begründet wurden, 
sondern auch Gesamtzusagen als »betriebsvereinbarungs-
offen« anzusehen sein können. Aus dem Regelungsgegen-
stand soll sich ergeben können, dass der Arbeitgeber be-
rechtigt sein soll, die durch Gesamtzusage begründeten 
Rechte im Wege einer Betriebsvereinbarung abzulösen. Das 
hat dann zur Folge, dass die Betriebsvereinbarung eine Än-
derung der Rechtslage auch zulasten des Arbeitnehmers 
herbeiführen kann.101

Für Sprecherausschussrichtlinien hat das BAG bestätigt, 
dass diese – ebenso wie Betriebsvereinbarungen und Ta-
rifverträge – bei gleichem Regelungsgegenstand dem Ab-
lösungsprinzip unterliegen, sodass eine ältere Richtlinie 
durch eine neuere beendet oder geändert werden kann, 
und zwar auch dann, wenn die neue Regelung ungünstiger 
als die alte ist.102

15. Mitbestimmung in den Unternehmensorganen
Die Frage des BAG, ob eine Holding-SE, die mangels Be-
schäftigung von Arbeitnehmern ohne Verhandlung über 
die Arbeitnehmerbeteiligung errichtet wurde, bei späte-
rer Beherrschung von Tochterunternehmen mit Arbeitneh-
mern zur Nachverhandlung verpflichtet ist,103 hat der EuGH 
im negativen Sinne entschieden.104 Er hat dabei aber be-
tont, dass die Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen zur 
Missbrauchsbekämpfung ergreifen können. Letzteres war 

100  BAG 15.11.2023 – 10 AZR 288/22, NZA 2024, 400.
101  BAG 24.1.2024 – 10 AZR 33/23, NZA 2024, 562.
102  BAG 20.6.2023 – 3 AZR 231/22, NZA 2024, 143, Rn. 30.
103  BAG 17.5.2022 – 1 ABR 37/20 (A), NZA 2023, 44.
104  EuGH 16.5.2024 – C-706/22, NZA 2024, 761 – Konzernbetriebsrat O.

auch im Koalitionsvertrag der inzwischen gescheiterten 
»Ampel«-Koalition so vorgesehen. Es ist auch wichtig, weil 
die Entscheidung einen einfachen Weg zur Vermeidung der 
deutschen Mitbestimmung aufzeigt.

16. Tarifvertrags- und Arbeitskampfrecht
Nachdem das BVerfG zuletzt noch einmal betont hat, dass 
das Streikverbot für Beamte verfassungsrechtlich als sog. 
hergebrachter Grundsatz des Berufsbeamtentums i.S.d. 
Art. 33 Abs. 5 GG gesichert sei,105 wurde dies nun auch vom 
EGMR als mit der EMRK vereinbar bewertet, weil Gewerk-
schaften der Beamten in der Bundesrepublik auch auf an-
derem Wege bei der Festlegung ihrer Arbeitsbedingungen 
gehört würden.106 Außerdem hat der Gerichtshof betont, 
dass deutsche Beamte einen verfassungsrechtlichen An-
spruch auf amtsangemessene Alimentation haben, den sie 
durchsetzen können.

Nach der Rechtsprechung sind Tarifverträge nicht unmittel-
bar an den Grundrechten zu messen. Den Staat trifft aber 
eine Schutzpflicht, sodass er gegen unverhältnismäßige 
Eingriffe in die Grundrechte der Tarifunterworfenen ein-
schreiten muss. Insoweit hat das BAG aber klargestellt, 
dass Entgeltregelungen beispielsweise nur dann die Be-
rufsfreiheit verletzen, wenn deren existenzieller Kern be-
troffen ist.107 Tarifverträge enthalten grundsätzlich einen 
Kompromiss aus unterschiedlichen Wertvorstellungen von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern über die Wertigkeit von 
Tätigkeiten, sodass die daraus hervorgehenden Regelun-
gen für Außenstehende nicht immer zwingend als sachge-
recht erscheinen müssen.
Eine Verweisung im Arbeitsvertrag auf die jeweils für das 
Unternehmen gültigen Tarifverträge ist nach der Recht-
sprechung regelmäßig als Tarifwechselklausel zu verste-
hen, sodass etwa ein Wechsel des Arbeitgebers in den 
Anwendungsbereich anderer Tarifverträge, zum Beispiel 
durch Veränderung des Unternehmensgegenstandes, zu 
deren Anwendung führt. Dabei wird das gesamte Tarifwerk 

105  BVerfG 12.6.2018 – 2 BvR 1738/12 u.a., EuZW 2018, 637; dazu Anm. Klein, AuR 
2018, 479 ff.; ferner Absenger/Schubert, SR 2019, 211 ff.

106  EGMR 14.12.2023 – 59433/18, NVwZ 2024, 221; vgl. AuR 2024, 253 – Humpert; 
dazu Lörcher, AuR 2024, 234 ff.; Gooren/Sura, NZA 2024, 1255 ff.

107  BAG 5.10.2023 – 6 AZR 333/22, NZA 2024, 347, Rn. 35.

Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) finden Sie in der 
aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 12. Das 
Sprecherausschussgesetz (SprAuG) hat die Nr. 12b, das 
Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) die Nr. 14 und das Grundge-
setz (GG) die Nr. 20.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Die Regelungen zur Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE 
(Europäsche Gesellschaft) finden Sie im SE-Beteiligungsge-
setz (SEBG), das in der aktuellen »Arbeits- und Sozialord-
nung« die Nr. 26b hat.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Grundgesetz (GG) finden Sie in der aktuellen »Arbeits- 
und Sozialordnung« unter Nr. 20. Die Europäische Men-
schenrechtskonvention (EMRK) ist in der »Europäischen 
Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 5 zu finden.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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erfasst, mithin alle aufeinander bezogenen und einander 
ergänzenden Tarifverträge.108

Das BAG geht nach wie vor davon aus, dass eine Verweisung 
auf einen Tarifvertrag in einem Arbeitsvertrag, der vor dem 
1.1.2002 geschlossen wurde, als sog. Gleichstellungsabrede 
zu verstehen ist, sodass der Arbeitnehmer keine günstige-
ren Bedingungen daraus herleiten kann, als er als Gewerk-
schaftsmitglied hätte. Demgegenüber versteht die neuere 
Rechtsprechung eine solche Bezugnahme in einem jüngeren 
Arbeitsvertrag uneingeschränkt zeitdynamisch. Danach hat 
er die im Tarifvertrag vorgesehenen Rechte unabhängig da-
von, welche Rechte er als Gewerkschaftsmitglied hätte. Das 
wirkt sich insbesondere aus, wenn der Arbeitgeber etwa aus 
dem Arbeitgeberverband austritt: Der Arbeitnehmer kann 
sich auch nach dem Ende der Nachbindung i.S.d. § 3 Abs. 3 
TVG auf den Tarifvertrag berufen, obwohl dieser nicht mehr 
nach §§ 3, 4 TVG normativ wirken würde. Auch wenn von die-
ser differenzierten Sichtweise häufiger ältere Arbeitnehmer 
nachteilig betroffen wären, bedeutet dies nach der Recht-
sprechung keine mittelbare Diskriminierung wegen des Al-
ters, weil es allein um einen Stichtag für einen Wechsel der 
Rechtsprechung geht, der nichts mit einer Diskriminierung 
wegen des Alters zu tun hat.109

In Bezug auf die Feststellung des Mehrheitstarifvertrages 
im Falle einer Tarifkollision (§ 4a TVG) hat das BAG klarge-
stellt, dass diese jedes Mal für den Zeitpunkt des letzten 
schriftlichen Abschlusses eines kollidierenden Tarifvertra-
ges festzustellen ist.110 Dabei genügt im Übrigen nicht eine 
Schätzung oder Plausibilität, zum Beispiel aufgrund der 
letzten Betriebsratswahlen. Die Mehrheiten müssen ob-
jektiv anhand der jeweiligen Mitgliedschaftsverhältnisse 
geklärt werden.

17. Sozialversicherungsrecht
Das Bundessozialgericht (BSG) hat potentiellen Umgehun-
gen der Sozialversicherungspflicht in Krankenhäusern ei-
nen Riegel vorgeschoben. Ein Pfleger, der als Gesellschaf-
ter und Geschäftsführer einer Ein-Personen-Gesellschaft in 
Erfüllung eines Vertrags zwischen dieser Gesellschaft und 
dem Krankenhaus dort tätig wird, war danach gleichwohl 
abhängig Beschäftigter des Krankenhauses im Sinne des 
Sozialversicherungsrechts.111

108  BAG 24.1.2024 – 4 AZR 122/23, NZA 2024, 991.
109  BAG 13.12.2023 – 4 AZR 286/22, NZA 2024, 625.
110  BAG 30.4.2024 – 1 ABR 10/23, NZA 2024, 1217.
111  BSG 20.7.2023 – B 12 A 1/23 R, BB 2024, 250.

Die Regelung des § 56 Abs. 3a Nr. 3 SGB VI, soweit sie für 
die Altersrente für besonders langjährig Versicherte für 
die Wartezeit Zeiten der Arbeitslosigkeit aus den letzten 
zwei Jahren vor Erreichen der Altersgrenze nur ausnahms-
weise berücksichtigt, nämlich bei Insolvenz oder vollstän-
diger Geschäftsaufgabe durch den Arbeitgeber, ist nach 
einer Entscheidung des BVerfG verfassungsgemäß.112 Sie 
ist durch das Ziel des Gesetzgebers gerechtfertigt, miss-
bräuchliche Frühverrentungen zu verhindern.

18. Elterngeld
Für das Elterngeld Plus, bei dem beim Partnerschaftsbonus 
nach § 4b BEEG beide Eltern arbeiten müssen, hat das BSG 
klargestellt, dass eine vorübergehende Arbeitsunfähigkeit 
den Anspruch nicht ausschließt.113

IV. Rechtspolitischer Ausblick

1. Europarechtliche Impulse

a. Entgelttransparenzrichtlinie
Die Bundesrepublik muss die europäische Entgelttrans-
parenzrichtlinie (EU) 2023/970 bis zum 7.6.2026 umset-
zen.114 Dementsprechend wird das Entgelttransparenzge-
setz (EntgTranspG) anzupassen sein.115 Dazu müssen unter 
anderem Auskunftsrechte über individuelle Einkommen 
und Durchschnittseinkommen beim Arbeitgeber, aufge-
schlüsselt nach Geschlecht und Arbeitnehmergruppen, 
geschaffen werden. Arbeitgeber mit mindestens 100 Be-
schäftigten müssen auch über das Lohngefälle zwischen 
den Geschlechtern Bericht erstatten. Ab einem Gefälle von 
5 % sind Maßnahmen in Zusammenarbeit mit der Arbeit-
nehmervertretung erforderlich. 

112  BVerfG 15.4.2024 – 1 BvR 2076/23, NZA 2024, 1201.
113  BSG 5.9.2023 – B 10 EG 2/22 R.
114  V. 10.5.2023, ABl. L 132/21; dazu Jung, RdA 2024, 89 ff.; Rolfs/Lex, NZA 2023, 

1353 ff.; Winter, EuZA 2024, 140 ff.
115  Zimmer, ZESAR 2024, 3 ff.; Winter, NZA 2024, 449 ff.

Das Tarifvertragsgesetz (TVG) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 31. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Die maßgebliche Regelung zur Beschäftigung befindet sich 
in § 7 Sozialgesetzbuch IV (SGB IV), der unter Nr. 30 IV in 
der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« abgedruckt ist.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Sozialgesetzbuch VI (SGB VI) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 VI.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) finden 
Sie in der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 
16.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) finden Sie in 
der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 2a.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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b. Mindestlohnrichtlinie
Die europäische Mindestlohnrichtlinie (EU) 2022/2041116, 
die bis zum 14.11.2024 umzusetzen war, sieht unter ande-
rem Maßnahmen zur Angemessenheit von Mindestlöhnen 
sowie zur Förderung von Tarifverhandlungen vor. Allerdings 
ging die gescheiterte »Ampelkoalition« wohl davon aus, 
dass das deutsche Recht in jeder Hinsicht der Richtlinie 
genüge117 und hat keinerlei Maßnahmen ergriffen, um die 
Richtlinie fristgerecht umzusetzen. Jedoch plante die Koa-
lition einen Nationalen Aktionsplan für 2025, wie er in der 
Richtlinie vorgesehen ist bei Verfehlung des Ziels von 80 % 
Tarifabdeckung.118 Das wird nun Aufgabe einer neuen Re-
gierung sein.

c. Plattformarbeitsrichtlinie
Die europäische Plattformarbeitsrichtlinie (EU) 
2024/2831119 wurde inzwischen verabschiedet. Neben Re-
gelungen über das algorithmische Management, die für 
Plattformtätige greifen, die auch Selbstständige sein kön-
nen, verlangt die Richtlinie von den Mitgliedstaaten Maß-
nahmen zur Klärung des Beschäftigungsstatus von Platt-
formtätigen (Arbeitnehmer oder Selbstständige). Die im 
ursprünglichen Kommissionsentwurf120 vorgesehene Ver-
mutungsregel hat sich nicht durchsetzen können. Statt-
dessen sind die Mitgliedstaaten verpflichtet worden, eine 
Vermutungsregel zu schaffen, wonach bei Vorliegen be-
stimmter Kriterien, die Kontrolle durch die Plattform be-
gründen, vermutet wird, dass eine Plattformtätigkeit in 
einem Arbeitsverhältnis stattfindet.121 Dabei ist die Recht-
sprechung des EuGH zum Arbeitnehmerbegriff des europä-
ischen Unionsrechts zu berücksichtigen. Die Richtlinie ist 
bis zum 2.12.2026 umzusetzen.

d. Lieferketten-Richtlinie
Die europäische Lieferketten-Richtlinie (EU) 2024/1760122 
ist bis zum 26.7.2026 umzusetzen und erzeugt Nachbes-
serungsbedarf in Bezug auf das im Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz (LkSG) bisher vorgesehene Recht. Sie gilt 
zunächst für Unternehmen mit 5000 Arbeitnehmern und 1,5 
Milliarden € Umsatz, ab 2028 für Unternehmen ab 3000 
Arbeitnehmern und 900 Millionen € Umsatz und ab 2029 
für Unternehmen ab 1000 Arbeitnehmern und 450 Millio-
nen € Umsatz. Geschützt werden Rechte, die völkerrecht-
lich gewährleistete Menschenrechtsstandards und Umwelt-

116  Richtlinie (EU) 2022/2041 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. 
Oktober 2022 über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union, 
ABl. L 275/33; dazu Franzen, EuZA 2024, 3 ff.; Klumpp, ZESAR 2023, 101 ff.; 
Rudkowski, ZFA 2024, 181 ff.

117  BGBl. 2024 I Nr. 313.
118  BT-Drs. 20/13578, S. 3.
119  Richtlinie (EU) 2024/2831 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. Oktober 2024 zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Plattfor-
marbeit, ABl. L v. 11.11.2024; dazu Gruber-Risak/Warter, DRdA 2024, 267 ff.; 
Fischels/Sokoll, NZA 2024, 721 ff.

120  COM (2021) 762 final; dazu Gräf, ZFA 2023, 209 ff.; Krause, NZA 2022, 521 ff.
121  Vgl. Deinert, JZ 2024, 740, 743 ff., 746.
122  V. 13.6.2024, ABl. L v. 5.7.2024; dazu Hübner/Lieberknecht, NJW 2024, 1841 ff.; 

Palmstorfer/Staudinger, EuZW 2024, 637; Entwurf: COM (2022) 71 final; dazu 
Grabosch, AuR 2022, 244 ff.; Spindler, ZIP 2022, 765 ff.

standards umfassen. Partiell geht dies über den Rahmen 
des deutschen LkSG hinaus. Anders als nach dem bisheri-
gen deutschen Recht werden nicht nur vorgelagerte Liefer-
ketten der Zulieferer erfasst, sondern auch nachgelagerte 
Ketten der Distributoren. Ohne diesbezügliche Hinweise 
müssen Unternehmen die Aktivitätskette hinsichtlich mög-
licher Rechtsverletzungen im Blick behalten. Sie sollen zu-
dem Pläne zur Eindämmung des Klimawandels erstellen. 
Bei schuldhaften Verstößen gegen die Verpflichtungen zur 
Verhinderung und Behebung negativer Auswirkungen in 
der Lieferkette haften die Unternehmen, wenn nicht ein Ge-
schäftspartner in der Kette den Schaden allein verursacht 
hat. Diese Regelung muss unabhängig von dem ansonsten 
anwendbaren Recht zur Anwendung kommen.

e. Reform der EBR-Richtlinie
Nachdem die europäischen Arbeitgeber im Rahmen der 
Sozialpartnerkonsultation durch die Europäische Kommis-
sion jede Änderung der Richtlinie 2009/38/EG über Euro-
päische Betriebsräte (EBR) abgelehnt haben, hat die Kom-
mission nun einen Vorschlag für eine Änderungsrichtlinie 
unterbreitet.123 Darin ist unter anderem ein Geschlechter-
proporz von mindestens 40 % für jedes Geschlecht in ei-
ner EBR-Vereinbarung vorgesehen. Die Unterrichtung eines 
EBR kraft Gesetzes soll künftig zweimal jährlich verpflich-
tend sein. Für die Kostentragung werden klare Regelungen 
angestrebt. Die zentrale Leitung soll nach Art. 9 Abs. 3 des 
Entwurfs künftig auf Stellungnahmen des EBR eine schrift-
lich begründete Antwort geben. Dies dürfte zugleich einen 
Unterlassungsanspruch des EBR bis zur Antwort begrün-
den.124 Die Einforderung von Vertraulichkeit von Informati-
onen nach Art. 8, 8a des Entwurfs bedarf der Begründung. 
Im Übrigen soll der Bestandsschutz für ältere EBR-Verein-
barungen entfallen.

f. Geplante Praktikumsrichtlinie
Die Europäische Kommission hat einen Vorschlag für eine 
Praktikumsrichtlinie auf den Weg gebracht.125 Nach dem 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung in Art. 3 des Richtlini-
envorschlags sind schlechtere Arbeitsbedingungen, ein-
schließlich Vergütung, für Praktikanten im Vergleich zu re-

123  COM (2024) 14 final.; BR-Drs. 95/24; dazu Günther/Schaller/Westenrieder, NZA 
2024, 599; ferner Böckler impuls 19/2024, 4.

124  A.A. Günther/Schaller/Westenrieder, NZA 2024, 599, 601 f.
125  COM (2024) 132 final.

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) finden Sie 
in der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 14b.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Europäische Betriebsräte-Gesetz (EBR-Gesetz) hat in 
der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« die Nr. 13, die 
EBR-Richtlinie in der »Europäischen Arbeits- und Sozialord-
nung« die Nr. 74.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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gulären Arbeitnehmern unzulässig, wenn dies nicht durch 
sachliche Gründe gerechtfertigt ist, etwa wegen eines ge-
ringeren Maßes an Verantwortung, eines höheren Lern-
anteils oder unterschiedlicher Aufgaben. Nach Art. 4 des 
Entwurfs sollen Scheinpraktika, die in Wirklichkeit Arbeits-
verhältnisse sind, verhindert werden. Neben behördlichen 
Kontrollen ist dazu ein Kriterienkatalog in Art. 5 des Richt-
linienentwurfs vorgesehen, der eine Beurteilung im Rah-
men einer Gesamtbewertung ermöglichen soll. Dazu sind 
etwa die Dauer, Ausbildungskomponenten, Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten zu berücksichtigen. Art. 5 Abs. 2 des 
Richtlinienentwurfs sieht Auskunftspflichten der Arbeitge-
ber gegenüber den Behörden vor.

g. Maßnahmen für faire Telearbeit
Nachdem es den europäischen Sozialpartnern nicht gelun-
gen war, die Rahmenvereinbarung zur Telearbeit zu refor-
mieren, hat die Europäische Kommission diese nun förm-
lich im Rahmen des sozialen Dialogs nach Art. 154 AEUV 
im Hinblick auf Maßnahmen zur Gewährleistung fairer Te-
learbeit und des Rechts auf Nichterreichbarkeit beteiligt.

2. (Weitgehend gescheiterte) innerstaatliche 
Rechtspolitik

a. Tariftreue, digitales Zugangsrecht und 
Online-Betriebsratswahlen
Ein gemeinsamer Referentenentwurf aus dem Arbeits- und 
dem Wirtschaftsministerium für ein Tariftreuegesetz sah 
die Möglichkeit vor, Arbeitgebern für öffentliche Aufträge 
und Konzessionen ein Tariftreueversprechen abzuverlan-
gen. Dies bezieht sich auf tarifvertragliche Arbeitsbedin-
gungen, die in einer Rechtsverordnung bestimmt werden. 
Bei mehreren Anträgen mit überschneidenden Geltungs-
bereichen sollten die Arbeitsbedingungen des repräsen-
tativeren Tarifvertrags gewählt werden. Die Arbeitnehmer 
sollten dann Ansprüche auf die genannten Arbeitsbedin-
gungen erhalten. Damit einher geht, dass eine etwaige 
Bindung an einen anderen Tarifvertrag insoweit verdrängt 
wird.126 Die Arbeitgeber sollten auf Vertragsstrafeverspre-
chen verpflichtet werden. Außerdem war eine Nachunter-
nehmerhaftung vorgesehen.
Der Entwurf sah auch eine ergänzende Regelung zu § 3 
Abs. 3 TVG vor. Danach sollte die Tarifbindung bei Betriebs-
übergängen innerhalb eines Konzerns zur Vermeidung von 
Tarifflucht fortgelten. 
Das im Koalitionsvertrag vorgesehene digitale Zugangs-
recht der Gewerkschaften zum Betrieb, das auch zunächst 

126  Krit. dazu Löwisch, NZA 2024, 361 ff.

in einem älteren Referentenentwurf enthalten war, fand 
sich im jüngsten Entwurf nicht wieder. Stattdessen sollte 
für die Betriebsratswahlen die Möglichkeit der Online-Wah-
len bereits ab 2026 eröffnet werden. Das solle allerdings 
nur einvernehmlich möglich sein, sodass Online-Wahlen 
nicht gegen den Willen des Wahlvorstandes, des Arbeitge-
bers oder des Betriebsrats erfolgen könnten. 
Nachdem die »Ampelkoalition« Ende des Jahres geschei-
tert war, hat die rot-grüne Minderheitsregierung gleichwohl 
den Gesetzentwurf noch im Bundeskabinett verabschie-
det.127 Mit einer Verabschiedung des Gesetzes durch den 
Bundestag ist aber nicht zu rechnen.

b. Befristungen in der Wissenschaft
Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) enthält 
besondere Möglichkeiten der sachgrundlosen Befristung von 
Arbeitsverträgen in der Wissenschaft. Dies soll ermöglichen, 
dass die begrenzten Ressourcen auch für nachwachsende 
Forschergenerationen Möglichkeiten der Qualifizierung be-
reithalten. Das gegenwärtige System führte allerdings zu 
prekären Beschäftigungen durch kurze Verträge, lange Ge-
samtlaufzeiten und späte Klärung eines eventuell endgülti-
gen Verbleibs in der Wissenschaft. Dem sollte das Gesetz zur 
Änderung des Befristungsrechts in der Wissenschaft128 be-
gegnen, mit dem Ziel von mehr Verlässlichkeit, Planbarkeit 
und Transparenz in frühen Karrierephasen. Außerdem sollte 
eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglicht 
werden. Das umfasst folgende Maßnahmen: 
• Mindestlaufzeit des Vertrags vor der Promotion von drei 

Jahren,
• Mindestlaufzeit des Vertrags in der Post-Doc-Phase (nach 

abgeschlossener Promotion) von zwei Jahren,
• Höchstdauer der Befristung von vier Jahren für Arbeits-

verträge zur Qualifizierung in der Post-Doc-Phase,
• Möglichkeit einer weiteren Befristung in der Post-Doc-

Phase um zwei Jahre, unter der Voraussetzung einer An-
schlusszusage für den Fall der Erfüllung einer Zielverein-
barung,

• Mindeststellenumfang von 1/4 für die Befristung zur Qua-
lifizierung,

• Verlängerung der Höchstbefristungsdauern um zwei 
Jahre bei Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger (zu-
sätzlich zu den bisherigen Fällen der Kinderbetreuung 
und bei Behinderung), 

127  BR-Drs. 588/22.
128  BT-Drs. 20/11559; dazu Kroll, ZTR 2024, 488 ff.

Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) ist in der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« 
auszugsweise unter Nr. 20a abgedruckt.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Tarifvertragsgesetz (TVG) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 31. Die Betriebs-
ratswahlen werden geregelt im Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG) und in der Wahlordnung (WO), die Sie in der ak-
tuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 12 und Nr. 
12a finden. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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• Vorrang der Haushaltsbefristung vor der Drittmittelbe-
fristung, 

• Mindestvertragslaufzeit von einem Jahr und Höchstlauf-
zeit von acht Jahren für studentische Hilfskräfte und

• Erweiterung der Möglichkeiten, durch Tarifvertrag abzu-
weichen (künftig außer Abweichung von den Fristen auch 
Möglichkeit der Abweichung hinsichtlich der Anzahl der 
Verlängerungen, der Mindestvertragslaufzeiten, des Min-
destumfangs der Beschäftigung, der Fälle der Vertrags-
verlängerungsmöglichkeiten und der Mindestvertrags-
laufzeit für studentische Hilfskräfte).

Zugleich sollten die Befristungsmöglichkeiten nach dem 
ÄArbVtrG (= Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit 
Ärzten) für den Hochschulbereich geöffnet werden. Neben 
den Befristungsmöglichkeiten zur Weiterbildung von Ärzten 
sollte dort aber auch weiterhin das Wissenschaftszeitver-
tragsrecht anwendbar sein.
Auch dieses Vorhaben lässt sich nach dem Scheitern der 
Koalition nicht mehr verwirklichen.

c. Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz
Der Entwurf eines Zweiten Betriebsrentenstärkungsgeset-
zes129 knüpft an den Befund, dass die Verbreitungsquote 
von Betriebsrenten nur 53,5 % der Beschäftigten (insge-
samt 18,4 Mio. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte) 
beträgt. Gerade bei Geringverdienern und kleinen Unter-
nehmen sind Betriebsrenten nicht besonders verbreitet. 
Das ist problematisch, insbesondere im Hinblick darauf, 
dass das gesetzliche Rentenrecht als erste Säule der Alters-
versorgung keine umfassende Versorgung mehr gewähr-
leistet, sondern auf Ergänzungen durch private Vorsorge 
ausgerichtet ist. Der Gesetzentwurf sieht u.a. vor, dass 
das Optionsmodell (automatische Entgeltumwandlung mit 
Widerspruchsrecht des Arbeitnehmers) nach § 20 Abs. 3 
BetrVG in tariflosen Bereichen auch durch Betriebsverein-
barung eingeführt werden kann, wenn der Arbeitgeber ei-
nen Zuschuss von mindestens 20 % des umgewandelten 
Entgeltes leistet.130 Außerdem soll das Sozialpartnermo-
dell des § 21 BetrAVG (tarifliche Durchführung einer reinen 
Beitragszusage mit Beteiligung der Tarifpartner an Durch-
führung und Steuerung) in einem neuen § 24 BetrAVG-E 
für den Anschluss durch nicht tarifgebundene Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer geöffnet werden. Die Förderung für Be-
schäftigte wird durch Absenkung der Einkommensgrenze 
für niedrige Einkommen ausgeweitet. Schließlich soll die 
Regelung des § 6 BetrAVG so angepasst werden, dass im 

129  BR-Drs. 488/24.
130  Dazu Höfer, DB 2024, 2089 ff.; Kowanz/Roeder, NZA 2024, 1310 ff.

Sinne eines flexibleren Übergangs in den Ruhestand vor-
zeitige Betriebsrenten auch bei Bezug einer Teilrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung möglich sind. Diese 
Regelung soll allerdings erst ab 2026 greifen. Nach dem 
Zerbrechen der Ampelkoalition wird es nicht mehr zur Ver-
abschiedung des Gesetzes kommen.

d. Altersversorgung
Das geplante Rentenpaket II131 sah eine Festschreibung des 
Rentenniveaus von 48 % vor Steuern bis 2039 vor. Der Bei-
tragssatz sollte bis 2036 20 % nicht übersteigen dürfen. 
Zugleich sollte ein politisch sehr umstrittenes Generati-
onenkapital durch Anleihen des Bundes und gewinnbrin-
gende Anlagen am Kapitalmarkt bis Mitte der 2030er Jahre 
auf rund 200.000.000.000 € anwachsen, um Leistungen 
der Rentenversicherung aus Kapitalerträgen mitfinanzie-
ren zu können.
Die rentenpolitischen Maßnahmen der Wachstumsinitiative 
zielten auf Anreize zur Weiterarbeit nach Erreichen des Ru-
hestands. Ermöglicht werden sollte daher die Auszahlung 
der Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosen- und Rentenversi-
cherung an den Arbeitnehmer zusätzlich zum geschuldeten 
Arbeitslohn. Außerdem sollte eine Rentenaufschubprämie 
anstelle von Zuschlägen an Entgeltpunkten im Sinne einer 
Rentenerhöhung in Anspruch genommen werden können. 
Darüber hinaus war ein anrechnungsfreier Sockelbetrag 
beim Bezug von Hinterbliebenenrenten vorgesehen. Für 
den Fall eine Arbeitsaufnahme nach Rentenbeginn beim 
früheren Arbeitgeber sollte das Anschlussbefristungsver-
bot des § 14 Abs. 2 Satz 2 TzBFG nicht mehr greifen. Die 
rentenpolitischen Vorhaben sind mit dem Scheitern der 
»Ampel« zunächst ebenfalls gescheitert.

e. Unfallversicherung
Der schon bisher bestehende Schutz für Wege zum Auf-
suchen einer Kinderbetreuung durch Schulen und Kitas 
sollte im Zuge eines geplanten Unfallversicherungs-Wei-
terentwicklungsgesetzes132 erweitert werden auf umgangs-
berechtigte Personen. Auch dazu ist es nach dem Scheitern 
der Regierung nicht mehr gekommen.

131  Entwurf eines Rentenniveaustabilisierungs- und Generationenkapitalgesetzes, 
BT-Drs. 20/11898.

132  BR-Drs. 425/24.

Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) hat in 
der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« die Nr. 32a, das 
Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten (ÄArbV-
trG) die Nr. 32b. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Betriebsrentengesetz (BetrAVG) finden Sie in der aktu-
ellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 11. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Die Regelungen des Rentenrechts enthält das Sozialgesetz-
buch VI (SGB VI), das in der aktuellen »Arbeits- und Sozial-
ordnung« auszugsweise unter Nr. 30 VI abgedruckt ist. Das 
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) hat die Nr. 32. 

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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f. Arbeitszeit
Auch nach der Entscheidung des BAG, wonach eine Arbeits-
zeiterfassung durch den Arbeitgeber zu den notwendigen 
Arbeitsschutzmaßnahmen des Arbeitgebers gehört,133 ist 
eine gesetzliche Regelung zur notwendigen Arbeitszei-
terfassung geboten. Der bisherige Referentenentwurf aus 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales134 konnte 
allerdings nicht das Kabinett passieren und wird nach dem 
Scheitern der »Ampelkoalition« nicht mehr realisiert wer-
den können

g. Datenschutz
Hinsichtlich der Videoüberwachung sieht ein Entwurf ei-
nes Bundesdatenschutz-Änderungsgesetzes eine Ände-
rung des § 4 BDSG vor mit der Folge, dass die Videoüber-
wachung durch Private nicht mehr durch das BDSG geregelt 
wird, sondern allein durch die Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GV), wie es das Unionsrecht fordert.135 Das betrifft 
dann auch die Videoüberwachung durch private Arbeitge-
ber. Der Gesetzentwurf stellt aber klar, dass sich dadurch 
inhaltlich kaum etwas ändern dürfte.136

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung zu einem Beschäf-
tigtendatengesetz wollte diese Frage sowie zahlreiche an-
dere datenschutzrechtliche Fragen spezifisch für den Be-
schäftigungskontext konkreter regeln. Der Gesetzentwurf 
sieht ein eigenständiges Gesetzeswerk für den Beschäftig-
tendatenschutz vor. Es wäre dann eine Regelung im Sinne 
des Art. 88 DS-GV, die konkreter bestimmt, was im Beschäf-
tigungsverhältnis zulässig ist. Der Entwurf berücksichtigt 
bei der Zweckbindung die strukturelle Unterlegenheit des 
Arbeitnehmers. Er enthält Regelungen zur Freiwilligkeit der 
Einwilligung (§ 5).
Der Entwurf enthält beispielsweise eine Regelung über das 
Fragerecht des Arbeitgebers (§ 14) und zu Gesundheitsun-
tersuchungen (§ 16) bei der Vertragsanbahnung. Für das 
laufende Arbeitsverhältnis gibt es etwa Regelungen über 
Videoüberwachung (§ 21) oder Ortung (§ 22). Sehr ausführ-
lich soll das Profiling geregelt werden (§§ 24 ff.).
Abweichungen durch Kollektivvertrag zulasten der Arbeit-
nehmer sind ausgeschlossen (§ 7 Abs. 2).

133  BAG 13.9.2022  – 1 ABR 22/21, NZA 2022, 1616; vgl. Deinert/Kittner, Arbeits- 
und Sozialrecht, Rückblick 2023, Ausblick 2024, S. 3, 12.

134  Dazu Deinert/Kittner, Arbeits- und Sozialrecht, Rückblick 2023, Ausblick 2024, 
S. 3, 21.

135  BT-Drs. 20/10859.
136  BT-Drs. 20/10859, S. 20.

Die dem EuGH vorgelegte Frage nach der Verwertbarkeit 
von Daten, die unter Verstoß gegen das Datenschutzrecht 
gewonnen wurden (s.o. III 4), soll im Sinne eines Verwer-
tungsverbots geregelt werden (§ 11). 
Nach dem Scheitern der »Ampelkoalition« wird es nicht 
mehr zu einer Verabschiedung dieser Initiativen kommen.

h. Ratifizierung des ILO-Übereinkommens Nr. 155
Nachdem die Internationale Arbeitsorganisation (ILO), die 
Übereinkommen Nr. 155 (über Arbeitsschutz und Arbeits-
umwelt) und Nr. 187 (über Förderungsrahmen für Arbeits-
schutz) in den Rang der ILO-Kernarbeitsnormen erhoben 
hat, war die Bundesrepublik in Zugzwang geraten. Denn 
das Übereinkommen Nr. 155 war hierzulande bislang noch 
nicht ratifiziert. Daher gibt es nun einen Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Ratifikation des Abkommens.137 Auch 
dieses dürfte sich unter der rot-grünen Minderheitsregie-
rung nicht mehr realisieren lassen.

i. SGB III-Modernisierungsgesetz 
Der Entwurf eines SGB III-Modernisierungsgesetzes138 
strebte Bürokratieabbau, Transparenz und Bürgerfreund-
lichkeit an und sah dazu im Arbeitsförderungsrecht vor:
• Möglichkeit des Videocalls für Beratung und Vermittlung,
• Überführung der Eingliederungsvereinbarung in einen 

Kooperationsplan, wie dies bereits aus dem Bürgergel-
drecht bekannt ist,

• Verlängerung der Möglichkeit für die Versicherungs-
pflicht auf Antrag bei Existenzgründung,

• Vereinfachung der Berechnung der Absetzbeträge für So-
zialversicherung, Steuer und Solidaritätszuschlag,

• Verbesserung der Integrationsmöglichkeiten für junge 
Menschen,

• Erhöhung der Grenzbeträge für die Übernahme der Un-
terkunftskosten bei auswärtigen Berufsorientierungs-
praktika,

• Ausweitung des Eingliederungszuschusses bei Über-
nahme behinderter Menschen nach Ausbildung,

• Erweiterung der Förderung des Erwerbs von Grundkom-
petenzen,

• Erleichterung des Gründungszuschusses durch Absen-
kung des notwendigen Restanspruchs,

• Verwaltungsvereinfachung beim Kurzarbeitergeld sowie
• Regelungen zur Anerkennungs- und Qualifizierungsbera-

tung im In- und Ausland.
Im Bürgergeldrecht war vorgesehen
• Möglichkeit des Videocalls für Meldepflichten, 

137  BR-Drs. 499/24.
138  BT-Drs. 20/12779; dazu Kern/Körtek, info also 2024, 248 ff.

Die gesetzliche Unfallversicherung ist im Sozialgesetzbuch 
VII (SGB VII) geregelt. Diese finden Sie auszugsweise in der 
aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 VII.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 8.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GV) finden Sie in 
der aktuellen »Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 15a, 
das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) hat die Nr. 15.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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• Sanktionen bei Schwarzarbeit,
• regelmäßige Sanktionen im Umfang von 30 % des Re-

gelbedarfs für drei Monate bei Pflichtverletzungen, was 
auch Meldeversäumnisse einschließt,

• Erweiterung der Pendelzeit auf bis zu 3 Stunden sowie 
der Umzugsobliegenheiten bei der Zumutbarkeit (§ 10 
SGB II),

• Verkürzung der Karenzzeit für Schonvermögen auf sechs 
Monate,

• verpflichtendes Integrationspraktikum für Geflüchtete 
(§ 16j SGB II) und 

• Möglichkeit zur Umwidmung nicht verbrauchter Bürger-
geldmittel für Lebensunterhalt in Transferleistungen 

Die im politischen Raum kontrovers diskutierte Prämie von 
1000 € nach zwölfmonatiger Erwerbsarbeit für Bürgergeld-
bezieher war nicht mehr vorgesehen. Das Gesamtprojekt 
hat sich aber ohnehin mit dem Auseinanderbrechen der 
Regierungskoalition erledigt.

j. Nachunternehmerhaftung bei Paketboten
Die Nachunternehmerhaftung für Sozialversicherungsbei-
träge im Kurier-, Express- und Paketdienst in § 28e Abs. 3g 
SGB IV, die zunächst befristet bis Ende 2025 durch das Pa-
ketboten-Schutz-Gesetz eingeführt worden war,139 sollte 
durch den Entwurf eines Sechsten Seearbeitsgesetz-Än-
derungsgesetzes140 entfristet werden. Auch dazu kommt 
es nun nicht mehr.

139  V. 15.11.2019, BGBl. I 1602; vgl. Deinert/Kittner, Arbeits- und Sozialrecht, Rück-
blick 2019, Ausblick 2020, S. 3, 6.

140  BT-Drs. 20/13490.

k. Weiteres
Auch die geplante Kindergrundsicherung141 ist gescheitert. 
Dasselbe gilt für die weiteren noch offene Maßnahmen aus 
dem Koalitionsvertrag der »Ampel«, u.a. 
• Schaffung von Experimentierräumen im Arbeitszeitrecht,
• Anpassung des Arbeitsschutzes an neue Gegebenheiten, 
• Förderung von mobiler Arbeit und Homeoffice mit Erör-

terungsanspruch, bei dem nur aus sachlichen und nicht 
willkürlichen Gründen abgelehnt werden darf,

• Höchstbefristungsdauer von sechs Jahren für Sachgrund-
befristung und Abschaffung der Haushaltsbefristung,

• Prüfung einer Angleichung des kirchlichen an das staat-
liche Arbeitsrecht,

• Einbezug Selbstständiger in die gesetzliche Rentenver-
sicherung,

• Förderung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
in Haushalten durch Zulagen- und Gutscheinsystem,

• Stärkung des betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments, 

• Ausweitung des Transferkurzarbeitergeldes und Weiter-
entwicklung der Instrumente in Transfergesellschaften 
und

• Förderung einer Bildungs(teil)zeit nach österreichischem 
Vorbild.

141  Dazu bereits Deinert/Kittner, Arbeits- und Sozialrecht, Rückblick 2024, Aus-
blick 2025, S. 3, 22.

Das Sozialgesetzbuch II (SGV II) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 II, das SGB III un-
ter Nr. 30 III.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung

Das Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) finden Sie in der aktuellen 
»Arbeits- und Sozialordnung« unter Nr. 30 IV.

Näheres in der Arbeits- und Sozialordnung
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Band dar. Es ist handlich und dabei im Umfang stark genug, um 
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